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EDITORIAL

lich zu machen. Für tagesaktuelle Einschätzungen, 
Stellungnahmen und weiterführende Analysen ver-
weisen wir bewusst auf unsere Website www.dfg-
vk.de, auf der wir schnell und flexibel auf neue Ent-
wicklungen reagieren können.

Dieses Heft soll Mut machen, informieren und be-
fähigen. Es soll Berater*innen eine verlässliche 
Grundlage bieten und Betroffenen zeigen: Ihr seid 
nicht allein. Kriegsdienstverweigerung ist kein 
Randthema – sie ist ein zentraler Ausdruck von Ge-
wissensfreiheit und zivilem Widerstand gegen Mili-
tarisierung. Dafür stehen wir. Und dafür steht die-
ses Heft.

Yannick Kiesel

Verantwortlicher Redakteur ZivilCourage

Liebe Leserinnen,

dieses Heft der ZivilCourage steht ganz bewusst im 
Zeichen der Kriegsdienstverweigerung. Es ist das 
Feld, für das wir seit Jahrzehnten bekannt sind – 
und es ist ein Feld, auf dem wir heute wieder drin-
gend gebraucht werden. Mit der aktuellen Geset-
zeslage wächst der Informations- und Beratungsbe-
darf spürbar. Viele Menschen stellen sich Fragen, 
suchen Orientierung oder konkrete Unterstützung. 
Genau hier setzt dieses Heft an.

Wir haben den Schwerpunkt so gesetzt, dass er die 
praktische Arbeit vor Ort stärkt. Das Magazin ver-
sammelt alle zentralen Informationen, die für die 
Beratungsarbeit notwendig sind: eine fundierte 
Analyse des neuen Gesetzes, rechtliche Einordnun-
gen sowie Erfahrungsberichte und Rückmeldungen 
aus der täglichen Arbeit unserer Berater*innen. 
Diese Perspektiven machen deutlich, wo Unsicher-
heiten bestehen, wo Regelungen unklar bleiben – 
und wo politischer und gesellschaftlicher Hand-
lungsbedarf entsteht. Unser Anspruch ist es, nicht 
nur Position zu beziehen, sondern konkrete Hilfe-
stellung zu geben.

Gleichzeitig wissen wir: Die Welt bleibt nicht stehen. 
Internationale Krisen und Konflikte – ob rund um 
Grönland, in Venezuela, im Iran oder anderswo – 
entwickeln sich rasant. Die Geschwindigkeit, mit 
der sich politische Lagen verändern, macht es zu-
nehmend schwierig, diese Dynamiken in einem ge-
druckten Heft aktuell und angemessen abzubilden. 
Dennoch halten wir es für wichtig, den Blick über 
den eigenen Schwerpunkt hinaus offen zu halten.

In dieser Ausgabe ist es uns gelungen, zumindest 
die Situation in Venezuela in unserer Rubrik „5 Fra-
gen an“ einzuordnen und Hintergründe verständ-

• Thomas Carl Schwoerer
schwoerer@dfg-vk.de

Foto: Sandra Kühnapfel
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tinnen und Soldaten nicht wie ge-
wünscht. 

Das soll sich mit dem Wehrdienst-Mo-
dernisierungsgesetz (WDModG) än-
dern, das am 1.1.2026 in Kraft getre-
ten ist. Verteidigungsminister Pistorius 
setzt weiterhin auf Freiwilligkeit mit 
eingebauten Zwangselementen und 
will damit mehrere Fliegen mit einer 
Klappe schlagen. Er will einsatzberei-
te, kaltstartfähige und durchhaltefähi-
ge Einheiten, Verbände und Großver-
bände. Die Zielgröße beträgt 260 000 
aktive Soldatinnen und Soldaten, ak-
tuell sind es knapp 185 000. Hinzu 
kommen zurzeit 70 000 Planstellen für 
Reservist*innen, von denen etwa 50 
000 besetzt sind. Ziel ist, eine struktur-
gebundene Reserve von 200 000 
Dienstposten zu besetzen. Im Falle der 
Landes- und Bündnisverteidigung be-
trägt die angestrebte Kriegsstärke 460 
000 Soldatinnen und Soldaten.

Mit dem Wehrdienst-Modernisierungs-
gesetz sind mehrere Zielsetzungen 
verbunden:

1. ein verbessertes Lagebild über 
den Personalumfang der Wehr-
pflichtigen

2. die Gewinnung von deutlich 
mehr Freiwilligen

3. Finden sich nicht genug Freiwilli-
ge, kann mit einem Gesetzesbe-
schluss eine sogenannte Bedarfs-

Die Kriegsdienstverweigerung 
gewinnt an Bedeutung

Als zum 1. Juli 2011 der damalige 
Verteidigungsminister zu Guttenberg 
(CSU) die Wehrpflicht aussetzte, tat er 
das aus zwei Gründen: 

1. die Wehrpflicht war zu teuer und 

2. die Wehrgerechtigkeit war nicht 
mehr gegeben. 

Jeder anerkannte Kriegsdienstverwei-
gerer wurde zum Zivildienst einberu-
fen. Das Verteidigungsministerium 
verzichtete auf die Einberufung vieler 
Wehrpflichtiger (unter anderem aller 
T3-gemusterten). Diese administrati-
ven Wehrdienstausnahmen erklärte 
das Bundesverwaltungsgericht schon 
2005 für rechtswidrig. Die Einberu-
fungspraxis müsse sich streng an den 
im Wehrpflichtgesetz geregelten Eig-
nungskriterien und Wehrpflichtaus-
nahmen orientieren. Dieses Urteil setzt 
klare Grenzen.

Die Geldfrage spielt aktuell keine Rol-
le, dafür jedoch das Thema Wehrge-
rechtigkeit. Die Bundesregierung hat 
die Schuldenbremse aufgehoben und 
stellt der Bundeswehr nahezu unbe-
grenzt Geld für Rüstungsausgaben zur 
Verfügung. Was der Bundeswehr fehlt, 
ist Personal, das sie für geeignet hält. 
Trotz massiver Werbung und allerlei 
Lockmitteln steigt die Zahl der Solda-
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wehrpflicht greifen. Sie wird je-
doch nicht automatisch aktiviert. 
Darüber muss der Bundestag mit 
einem Gesetz entscheiden. Dann 
wird das Thema Wehrgerechtig-
keit aktuell.

4. die Gewinnung von deutlich 
mehr beorderten Reservist*innen

Die Wehrpflicht wird wieder gültig im 
Spannungs- und Verteidigungsfall. 
Dazu muss der Bundestag mit ⅔-
Mehrheit einen entsprechenden Be-
schluss fassen. Den Verteidigungsfall 
stellt der Bundestag nach Artikel 115a 
auf Antrag der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrats mit ⅔-
Mehrheit fest.

Der Neue Wehrdienst basiert zunächst 
auf Freiwilligkeit, enthält aber auch 
Pflichtelemente. Männer, Frauen und 
Personen mit anderem Geschlecht 
werden ab dem Geburtsjahrgang 
2008 von der Bundeswehr ange-
schrieben. Männer müssen die ver-
pflichtende Bereitschaftserklärung 
mittels Fragebogen ausfüllen und zu-
rückschicken. Frauen und Personen 
mit anderem Geschlecht können sich 
auf freiwilliger Basis für den neuen 
Wehrdienst bewerben. Die Musterung 
wird verpflichtend für alle ab dem 
1.1.2008 geborenen Männer wieder 
eingeführt und soll ab dem 1. Juli 
2027 flächendeckend in den Karriere-
centern und neu aufzubauenden Mus-
terungszentren der Bundeswehr statt-
finden.

Damit will Pistorius bis zu 40 000 jun-
ge Männer jährlich für einen Freiwilli-
gen Wehrdienst von 6 – 12 Monaten 
gewinnen. Schmackhaft gemacht wird 

der neue Dienst mit attraktiven Maß-
nahmen:

• Es bleibt zunächst dabei, einen 
freiwilligen Wehrdienst bei der 
Bundeswehr zu leisten. Mindest-
dauer: 6 Monate, Verlängerung 
im Umfang von bis zu 5 Monaten. 
Die ersten 6 Monate gelten als 
Probezeit, innerhalb derer man 
ausscheiden kann.

• Der*die bis zu 11 Monaten Frei-
willigen Wehrdienst Leistende er-
hält 2600 Euro brutto monatlich.

• Einen Zuschuss zum Erwerb einer 
Fahrerlaubnis der Klasse B (PKW) 
bei einer Dienstdauer von min-
destens 12 Monaten. Der Zu-
schuss beträgt bis zu 3500 Euro.

• einen Zuschuss zum Erwerb einer 
Fahrerlaubnis C oder C 1 (LKW) 
von bis zu 5000 Euro

• Freie Fahrt in Uniform mit der 
Deutschen Bahn

• Soldaten mit einer Restdienstzeit 
von mindestens 12 Monaten wer-
den in ein Dienstverhältnis eines 
Soldaten auf Zeit (SaZ 1) über-
nommen.

Bis 2035 ist der Aufwuchs der Streit-
kräfte auf 460 000 Soldatinnen und 
Soldaten, davon bis zu 260 000 aktive 
Soldatinnen und Soldaten und min-
destens 200 000 Reservistinnen und 
Reservisten, zur Erfüllung der NATO-
Fähigkeitsziele vorgesehen. Dem liegt 
folgender Aufwuchspfad zugrunde:

(Siehe Tabelle Seite 5) 
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Das Bundesministerium der Verteidigung berichtet 
dem Deutschen Bundestag halbjährlich, beginnend ab 
dem 1. Januar 2027, über die Entwicklung des Auf-
wuchses.

Bereitschaftserklärung von Ungedienten

Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bun-
deswehr darf zum Zweck der Wehrerfassung im auto-
matisierten Abrufverfahren nach den §§ 34a und 38 
des Bundesmeldegesetzes Daten Wehrpflichtiger abru-
fen. Der bisher mögliche Widerspruch gegen die Da-
tenweitergabe an die Bundeswehr wurde mit dem neu-
en Gesetz gestrichen.

Beginnend mit dem Geburtsjahrgang 2008 werden 
alle jungen Männer zwangserfasst, ebenso die Frauen 
eines Jahrgangs, durch die Hintertür. Frühere Jahrgän-
ge können zudem auf der Grundlage von § 15 Absatz 
1 Wehrpflichtgesetz (WPflG) erfasst werden, sodass auf 
die Daten derjenigen Wehrpflichtigen, die vor 2008 
geboren wurden, zurückgegriffen werden kann.

Ab Januar 2026 erhalten 650 000 Männer und Frauen 
des Geburtsjahrganges 2008, pro Monat 54 000 Per-
sonen, ein Schreiben von der Bundeswehr. Das An-
schreiben enthält einen QR-Code, der über einen 
Onlinelink zu einem Fragebogen führt. Den Fragebo-
gen erhalten deutsche Personen mit Wohnsitz in 
Deutschland. Mit dem Fragebogen soll die Bereitschaft 
zum freiwilligen Wehrdienst abgefragt werden. Män-
ner müssen den Fragebogen ausfüllen, Frauen und 
Personen anderen Geschlechts können dies tun. 

Mit der Bereitschaftserklärung sind folgende Angaben 
abzugeben:

1. persönliche Daten: Angaben zur Person, zum Ge-
schlecht, zum Familienstand und zu weiteren 
Staatsangehörigkeiten 

2. Bildungsabschlüsse: Schule, Berufsausbildung, 
Fahrerlaubnis, Sprachen

3. Körpergröße und Körpergewicht

4. Fitnesslevel

5. Schwerbehinderung

6. weiterer Wehrdienst (für welchen Staat)

7. Sind Sie bereits Soldatin oder Soldat?

8. Interesse am Wehrdienst soll auf einer Skala von 
null bis zehn angegeben werden. Wichtig: Wer 
die „Null“ angibt, für den wäre der Fragebogen 
an dieser Stelle beendet und müsste nur noch ab-
geschickt werden. Vor dem Abschicken online 
speichern bzw. schriftlich kopieren und aufheben. 
Wer „Eins“ oder mehr angibt, hat Interesse an der 
Bundeswehr und wird nach der

• Dauer im freiwilligen Wehrdienst

• dem Einsatzbereich (Heer, Luftwaffe, Marine, 
Cyber- und Informationsraum)

1. dem gewünschten Beginn des Dienstes ge-
fragt und kommt ins Auswahlverfahren.

9. Datenschutzhinweise

10. Zudem wird das Interesse an einem freiwilligen 
sozialen Jahr, freiwilligen ökologischen Jahr und 
dem Bundesfreiwilligendienst abgefragt.

Der Fragebogen soll online ausgefüllt oder bei fehlen-
den technischen Voraussetzungen schriftlich abgege-
ben werden. Das erste Schreiben der Bundeswehr 
kann man ignorieren. Dann erhält man von der Bun-
deswehr nach vier Wochen eine Erinnerung per Postzu-
stellungsurkunde. Wird die Bereitschaftserklärung 
nicht, falsch oder unvollständig zurückgeschickt, stellt 
das eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einem Buß-
geld in unbekannter Höhe geahndet werden kann. 
Wer diesen Weg gehen will, sollte dies nicht alleine, 
sondern in einer Gruppe machen und sich einen Un-
terstützerkreis suchen. Beim Ausfüllen nur die mit dem 
roten Sternchen markierten Pflichtfragen beantworten. 

Der Fragebogen zur Wehrerfassung hat mit der Kriegs-
dienstverweigerung nichts zu tun. Wer für den Staat 
weder kämpfen noch töten oder sterben möchte, sollte 
jetzt einen Antrag auf Kriegsdienstverweigerung stel-
len.

2026 186 000 – 190 000 70 000 – 80 000 

2027 190 000 – 193 000 80 000 – 100 000

2028 193 000 – 198 000 100 000 – 120 000 

2029 198 000 – 205 000 120 000 – 140 000 

2030 204 000 – 212 000 140 000 – 160 000 

2031 210 000 – 220 000 160 000 – 180 000

2032 218 000 – 230 000 180 000 – 200 000 

2033 228 000 – 242 000 mindestens 200 000 

2034 240 000 – 256 000 mindestens 200 000 

2035 255 000 – 270 000 mindestens 200 000

• 
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Musterung

Die Musterung von jungen Männern wird mit dem neu-
en Gesetz wieder eingeführt und soll ab dem 1. Juli 
2027 verpflichtend werden, sofern bis dahin die Mus-
terungskapazitäten aufgebaut sind. Gemustert werden 
soll dann in 8 bestehenden Karrierecentern und 24 
neuen Musterungszentren in Großstädten. Entgegen § 
2 Absatz 6 Satz 2 des Kriegsdienstverweigerungsgeset-
zes kann die Zuleitung des Antrags auf Kriegsdienst-
verweigerung bei ungedienten Wehrpflichtigen, die vor 
dem 1. Januar 2010 geboren sind, ohne vorherige 
Musterung erfolgen (§ 13 Kriegsdienstverweigerungs-
gesetz). 

Da der Bundeswehr die Musterungskapazitäten fehlen, 
werden die Musterungen vorübergehend ausgesetzt 
Das gilt für ungediente Wehrpflichtige, die von dem 
1.1.2010 geboren sind (Schreiben des Karrierecenters 
Stuttgart vom 21.1.2026). Eine bundesweit einheitliche 
Linie ist zum Erstellungszeitpunkt des Artikels noch 
nicht erkennbar.

DFG-VK ruft zur Kriegsdienstverweigerung auf

Mit dem Bekanntwerden der Pläne von Pistorius sind 
die Anfragen zur Kriegsdienstverweigerung sprunghaft 
gestiegen. Die Zahl der Anträge auf Kriegsdienstver-
weigerung hat sich von 2024 auf 2025 mehr als ver-
doppelt, von 2998 auf 7691 Anträge, darunter 1500 
von Reservisten. Viele junge Menschen wollen jetzt mit 
ihrer vorsorglichen Kriegsdienstverweigerung ein poli-
tisches Zeichen setzen, obwohl sie zurzeit nicht einge-
zogen werden. Sie zeigen damit auf, dass sie nicht be-
reit sind, als Soldat im Krieg Menschen zu töten oder 
selbst getötet zu werden. 

Die DFG-VK ruft zur proaktiven Kriegsdienstverweige-
rung auf und unterstützt mit ihrem Netz an Beraterin-
nen und Beratern die jungen Männer bei der KDV-An-
tragstellung. Wir geben auch Tipps, wie man mit der 
Bereitschaftserklärung (dem Fragebogen) umgehen 
kann.

Wer kann einen Antrag auf 
Kriegsdienstverweigerung stellen?

Der Antrag auf Kriegsdienstverweigerung muss von Zi-
vilisten, Reservistinnen und Reservisten sowie Soldatin-
nen und Soldaten ab dem 1.1.2026 gemeinsam mit 
den Unterlagen (Lebenslauf, Begründung und Kopie 
des Personalausweises – Vorder- und Rückseite – an 
das Bundesamt für das Personalmanagement der Bun-
deswehr, Militärringstraße 1000, 50737 Köln ge-
schickt werden, per Einschreiben mit Rückschein.

Über den KDV-Antrag entscheidet weiterhin das Bun-
desamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben 
(BAFzA) in Köln im schriftlichen Verfahren. Über Anträ-
ge, die ohne vorherige Musterung dem Bundesamt zu-
geleitet werden, soll spätestens innerhalb von neun 
Monaten seit Eingang beim Bundesamt für das Perso-
nalmanagement der Bundeswehr entschieden werden.

Einen Antrag auf Kriegsdienstverweigerung können 
Wehrpflichtige von 17 ½ bis 60 Jahren stellen. Rechts-
grundlage für die Kriegsdienstverweigerung ist Artikel 
4 Absatz 3 des Grundgesetzes: „Niemand darf gegen 
sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwun-
gen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz“ 
(das Kriegsdienstverweigerungsgesetz – KDVG – ).

Die größte Personengruppe der Kriegsdienstverweige-
rer sind die Ungedienten, gefolgt von den Reservist*in-
nen. Nur wenige Hundert Soldat*innen verweigern den 
Dienst. Für alle Personengruppen gleich sind die Un-
terlagen, die eingereicht werden müssen:

1. Antrag auf Kriegsdienstverweigerung unter Beru-
fung auf Art. 4 Abs. 3 GG

2. vollständiger tabellarischer Lebenslauf

3. ausführliche schriftliche Darlegung der Beweg-
gründe

Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bun-
deswehr prüft die Unterlagen auf Vollständigkeit und 
leitet sie an das Bundesamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben (BAFzA) weiter, das über den An-
trag im schriftlichen Verfahren entscheidet. Wird der 



Nr. 1 | 2026 7ZivilCourage

Antrag abgelehnt, kann man dagegen Widerspruch 
einlegen. Wird auch der Widerspruch abgelehnt, kann 
man vor dem zuständigen Verwaltungsgericht klagen.

Wer sich rechtzeitig informiert, Begründung und Le-
benslauf mit einer unserer Beratungsstellen bespricht 
und alle Fristen einhält, wird als Kriegsdienstverweige-
rer anerkannt. Wir warnen davor, Inhalte aus dem In-
ternet oder KI-generierte Schreiben zu übernehmen. 
Die werden von den Schreibprogrammen beim BAFzA 
erkannt und als unzulässig abgelehnt.

Die DFG-VK hat auf Bundes-, Landes und Ortsebene 
ihr Beratungsnetz ausgebaut und bildet in Berater*in-
nen-Schulungen weiter Leute aus, die vor Ort oder in 
der Region jungen Menschen bei der Kriegsdienstver-
weigerung helfen. Alle Infos dazu gibt es auf der 
Homepage www.verweigern.info. 

Im DFG-VK-Shop kann man die neuen Flyer für Unge-
diente/Zivilisten und Reservist*innen sowie weiteres 
Material zur KDV bestellen. 

Bewertung

Pistorius will Deutschland „kriegstüchtig“ machen. Das 
bedeutet massive materielle, personelle und ideologi-
sche Aufrüstung. Die Wehrpflicht, die man besser 
Kriegsdienstzwang nennen sollte, ist dafür ein wichti-
ges Mittel. Personell geht es um Masse, nach dem Mot-
to „je mehr Soldaten, desto mächtiger die Armee“. In 
der Sprache der Militärs geht es um „Aufwuchs- und 
Durchhaltefähigkeit“  – in Klartext übersetzt, heißt das: 
Der Großteil der Soldaten, und das werden die durch 
die Wehrpflicht gezwungenen sein, ist reines Kanonen-
futter. Schließlich rechnet die NATO in einem von ihr 
beschworenen Krieg gegen Russland mit täglich 5000 
toten Soldaten auf der eigenen Seite. Die materielle 
Aufrüstung verschlingt riesige Milliardensummen mit 
der Folge „Kanonen statt Butter“. Durch Erfassung und 
Musterung werden künftig alle jungen Männer Teil der 
Kriegsvorbereitung und erhalten die Botschaft: „Ihr 
seid alle potenzielle Soldaten. Wenn wir wollen, dann 
holen wir euch!“ 

Die Zwangserfassung und -musterung ist ein massiver 
Eingriff in die Persönlichkeits- und Freiheitsrechte des 
einzelnen Bürgers. Hat Pistorius mit seinem Modell Er-
folg und findet genug Freiwillige, bleibt die erzwunge-
ne Einberufung zum Grundwehrdienst weiter ausge-
setzt. Ob er dafür die passenden Personen findet, 
bleibt abzuwarten. In den letzten Jahren gab es jähr-
lich mehr als 50 000 Bewerbungen, jedoch nur rund 
19 000 Einstellungen. Die Mehrzahl der Bewerber*in-
nen scheiterte bei der Musterung, der Eignungs- und 
Verwendungsprüfung oder der Sicherheitsüberprü-
fung. Sie waren also körperlich, geistig und charakter-
lich nicht für die Bundeswehr verwendbar. Diejenigen, 
die Pistorius gerne hätte, haben hingegen kein Interes-
se am Wehr- oder Kriegsdienst und suchen sich gut be-
zahlte Jobs in der freien Wirtschaft oder ihnen ist ihre 
Gewissensentscheidung wichtiger als das Geld.

Es ist damit zu rechnen, dass CDU/CSU sowie der Re-
servistenverband weiter auf die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht drängen werden. Es bleibt daher abzuwar-
ten, ob die SPD standhält. Für die jungen Menschen 
bleibt die Gefahr, in einem Krieg eingesetzt zu werden, 
bestehen und sie werden mit der Kriegsdienstverweige-
rung die politischen Zeichen setzen, dass sie ihre Zu-
kunft nicht in Schützengräben oder als Drohnenpilot 
sehen. Die Kriegsdienstverweigerung wird an Bedeu-
tung weiter zunehmen. 

Die Aufgabe der DFG-VK ist, die drohende Wehrpflicht 
zu verhindern und dem Recht auf Kriegsdienstverwei-
gerung zu seiner uneingeschränkten Geltung zu ver-
helfen. Noch immer ist das unveräußerliche Grund-
recht auf Kriegsdienstverweigerung das einzige 
Grundrecht, das nur nach Antrag, Prüfung und Geneh-
migung erteilt wird.

Klaus PFsterer

Landesvorsitzender DFG-VK Baden-Württemberg und 
Koordinator der bundesweiten KDV-AG

http://www.verweigern.info
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Der Schulstreik richtete sich gegen die Wiedereinfüh-
rung der Wehrpflicht. In einer Zeit, die von Krisen, Krie-
gen und wachsender Unsicherheit geprägt ist, wird Mi-
litarisierung zunehmend als notwendige und beinahe 
zwangsläufige Antwort dargestellt. Gerade deshalb ist 
dieser Protest wichtig. Schwierige Zeiten rechtfertigen 
keine militärischen Lösungen. Sie machen die Suche 
nach friedlichen Alternativen umso wichtiger. 

Der Streik selbst verlief ruhig, organisiert und bewusst 
gewaltfrei. Bundesweit gingen Schüler*innen in vielen 
Städten auf die Straße. Die Forderungen waren überall 
dieselben: keine Wehrpflicht, keine weitere Militarisie-
rung, keine Normalisierung militärischen Denkens. 
Dass junge Menschen dafür die Schule verlassen, ist 
kein vereinzelter Akt kleiner Gruppen, sondern Aus-
druck eines bundesweiten Großstreiks. Er zeigt Betrof-
fenheit und Verantwortungsbewusstsein. Es geht um 
ihre Zukunft, ihre Freiheit und im Ernstfall um ihr Le-
ben.

Wehrpflicht bedeutet staatlichen Zwang. Sie greift di-
rekt in die Selbstbestimmung junger Menschen ein und 
erklärt sie zu verfügbarer Ressource für sicherheitspoli-
tische Konzepte. Zeit, Körper und Lebensplanung wer-
den der militärischen Vorbereitung untergeordnet. Wer 
davon betroffen ist, hat nicht nur ein Recht, sondern 
eine demokratische Pflicht, sich zu äußern. Freiheit ist 
kein bloßer Wert auf dem Papier. Sie muss dort vertei-
digt werden, wo sie konkret eingeschränkt werden soll.

Besonders problematisch ist, dass über diese Fragen 
häufig von älteren Generationen entschieden wird, die 
selbst nicht mehr betroffen sind. Dieses Muster ist nicht 
neu. Es zeigt sich auch bei Themen wie dem Klima-
schutz und anderen zukunftsrelevanten Fragen. Wäh-
rend in Bereichen wie Bildung, die jungen Menschen 
Perspektiven eröffnen und sie zu gesellschaftsfähigen 
Mitbürgern erziehen soll, zunehmend Mittel gekürzt 
werden, scheinen für militärische Aufrüstung nahezu 
unbegrenzte finanzielle Ressourcen zur Verfügung zu 
stehen. Über die langfristigen Konsequenzen dieser 
politischen Prioritäten wird gesprochen, ohne diejeni-
gen einzubeziehen, die sie tragen müssen. Wenn über 
die Zukunft junger Menschen autoritär entschieden 
wird, entsteht eine Verpflichtung zum Widerspruch.

In diesem Zusammenhang wird der Schulstreik häufig 
dafür kritisiert, dass er während der Unterrichtszeit 
stattfindet. Diese Kritik verkennt den Sinn eines Streiks 
grundlegend. Ein Streik lebt davon, den normalen Ab-
lauf zu unterbrechen und Aufmerksamkeit zu erzeu-
gen. Würde der Protest in der Freizeit stattfinden, wäre 
er politisch weitgehend wirkungslos. Ohne Sichtbarkeit 
gibt es keine öffentliche Debatte, ohne Störung keinen 
Druck. Ein Streik, der niemanden stört, ist kein Streik.

Umso bedenklicher ist es, dass einzelne Schulen mit 
Maßnahmen gegen streikende Schüler*innen gedroht 
haben, mit schlechten Noten bis hin zu Schulverwei-
sen. Statt jungen Menschen zu ermöglichen, ihre de-
mokratischen Rechte wahrzunehmen, wird der Protest 
sanktioniert. 

Damit wird politische Beteiligung auf leises und folgen-
loses Mitmachen reduziert. 

Gerade junge Menschen lernen durch Protest, was po-
litische Teilhabe bedeutet. Sie lernen, dass Entschei-
dungen nicht naturgegeben sind, sondern gemacht 
werden und deshalb auch hinterfragt werden können. 
Wer Jugendlichen diese Erfahrung verwehrt, schwächt 
nicht nur ihren politischen Mut, sondern langfristig die 
Demokratie selbst.

Militarisierung wird häufig als Mittel für Sicherheit dar-
gestellt. Doch diese Annahme ist fehlerhaft. Mehr Waf-
fen schaffen kein Vertrauen, sondern verstärken Span-
nungen. Aufrüstung erzeugt Abschreckung und Miss-
trauen. Sicherheit, die ausschließlich militärisch ge-
dacht wird, ist instabil. Sie basiert auf der Bereitschaft 
zur Gewalt und auf der Annahme, dass Konflikte letzt-
lich mit Zwang gelöst werden müssen.

Ein pazifistischer Ansatz stellt diesem Denken bewusst 
etwas anderes entgegen. Er bedeutet die konsequente 
Suche nach friedlichen Lösungen, gerade dann, wenn 
die Lage schwierig ist. Diplomatie, internationale Zu-
sammenarbeit, soziale Gerechtigkeit und politische 
Deeskalation sind Voraussetzungen für nachhaltige Si-
cherheit.

Der Schulstreik gegen die Wehrpflicht macht sichtbar, 
dass Militarisierung keine alternativlose Reaktion auf 
Krisen ist, sondern eine politische Entscheidung. Und 
politische Entscheidungen dürfen und müssen kritisiert 
werden. Besonders dann, wenn sie tief in individuelle 
Freiheiten eingreifen.

Dieser Schulstreik ist deshalb mehr als ein symboli-
scher Protest. Er ist ein demokratischer Akt einer jun-
gen Generation, der nicht bereit ist, Entscheidungen 
über ihre Zukunft widerspruchslos hinzunehmen. Ent-
scheidungen, die als Lösung der Probleme der älteren 
Generationen dienen sollen. Sich der Militarisierung 
entgegenzustellen, bedeutet, für eine Form von Sicher-
heit einzustehen, die auf Frieden, Freiheit, Mitbestim-
mung und Verantwortung basiert.

Richard W. I. Reiß

Landesverband Sachsen-Anhalt-Thüringen

TITEL
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Die Debatte um die Rückkehr der Wehrpflicht ist zu-
rück. Sie wird mit sicherheitspolitischen Schlagworten 
geführt, mit Verweis auf „Zeitenwenden“, Bündnisver-
pflichtungen und angebliche Notwendigkeiten. Was 
dabei systematisch ausgeblendet wird: die Perspektive 
derjenigen, die sich dem Zwang zum Militärdienst ver-
weigern – aus Gewissensgründen, aus politischen 
Überzeugungen, aus einer pazifistischen Haltung her-
aus. Genau hier liegt die zentrale Relevanz der organi-
sierten Kriegsdienstverweigerung.

Kriegsdienstverweigerung (KDV) ist mehr als ein indivi-
duelles Recht. Sie ist ein politischer Akt. Sie stellt die 
Logik von Militarisierung infrage und verweist auf Al-
ternativen zu Zwang, Aufrüstung und Kriegsbereit-
schaft. Doch dieses Potenzial entfaltet sich nur dann 
gesellschaftlich wirksam, wenn Verweigerung nicht ver-
einzelt bleibt, sondern organisiert, begleitet und poli-
tisch zugespitzt wird.

Organisation statt Vereinzelung

Eine mögliche Wiedereinführung der Wehrpflicht wür-
de Hunderttausende junger Menschen direkt betreffen. 
Ohne kollektive Strukturen droht Verweigerung zur stil-
len individuellen Ausweichbewegung zu werden – 
rechtlich korrekt, politisch aber folgenlos. Genau des-
halb braucht es Organisationen wie die Deutsche Frie-
densgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen 
(DFG-VK), die Kriegsdienstverweigerung seit Jahrzehn-
ten als gesellschaftliches Konfliktfeld begreifen und 
entsprechend handeln.

Beratung, rechtliche Unterstützung und politische Bil-
dung sind dabei keine Nebenschauplätze, sondern 
zentrale Voraussetzungen dafür, dass KDV sichtbar, 
wirksam und anschlussfähig wird. Wer verweigert, 
stellt Fragen: Warum soll ich dienen? Wem nützt das? 

Welche Alternativen gibt es? Diese Fragen dürfen nicht 
privat bleiben – sie müssen öffentlich verhandelt wer-
den.

Strategische Ausrichtung: vom individuellen 
Recht zum kollektiven Protest

Gesamtgesellschaftlicher Protest gegen die Wehrpflicht 
entsteht nicht von selbst. Er braucht strategische Aus-
richtung, langfristige Perspektiven und Bündnisse. 
Kriegsdienstverweigerung kann dabei ein Kristallisati-
onspunkt sein: Sie verbindet individuelle Gewissens-
entscheidungen mit kollektiver Praxis, rechtliche Aus-
einandersetzung mit politischer Mobilisierung.

Eine zentrale Herausforderung besteht darin, KDV 
nicht nur als „Ausweg“ zu kommunizieren, sondern als 
legitimen und notwendigen Bestandteil gesellschaftli-
chen Widerstands gegen Militarisierung. Das bedeutet 
auch, Verweigerung mit anderen Protestformen zu ver-
binden: Schulstreiks, Demonstrationen, Bildungsar-
beit, gewerkschaftliche und zivilgesellschaftliche Bünd-
nisse. Nur so lässt sich der Druck aufrechterhalten – 
über einzelne Kampagnen hinaus.

Der KDV-Kongress in Kassel: Vernetzung, 
Strategie, Praxis

Vor diesem Hintergrund kommt dem KDV-Kongress 
am 11. und 12. April in Kassel eine besondere Bedeu-
tung zu. Er ist kein reines Fachtreffen, sondern ein po-
litischer Ort: für Austausch zwischen Berater*innen, 
Aktivist*innen, jungen Verweiger*innen und all jenen, 
die sich einer erneuten Wehrpflicht entgegenstellen 
wollen.

Der Kongress bietet Raum, aktuelle Entwicklungen ein-
zuordnen, Erfahrungen aus der Beratungspraxis zu tei-
len und gemeinsame Strategien zu entwickeln. Wie re-
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agieren wir auf neue Fragebögen und rechtliche Grau-
zonen? Wie erreichen wir junge Menschen frühzeitig? 
Wie bauen wir tragfähige Proteststrukturen auf – lokal 
wie bundesweit? Und wie bleibt antimilitaristischer Wi-
derstand langfristig handlungsfähig?

Alle Leser*innen der ZivilCourage sind ausdrücklich 
eingeladen, teilzunehmen, mitzudiskutieren und sich 
einzubringen. Gerade jetzt braucht es Orte, an denen 
Wissen gebündelt, Perspektiven geschärft und gemein-
same Schritte verabredet werden.

Deutlich steigende KDV-Zahlen: 
ein politisches Signal

Die aktuellen Zahlen unterstreichen die Dringlichkeit 
dieser Arbeit. Im Jahr 2025 wurden fast 7000 Kriegs-
dienstverweigerungsanträge gestellt – mehr als dop-
pelt so viele wie im Jahr 2024 mit rund 3000 Anträ-
gen. Dieser Anstieg ist kein statistischer Zufall, sondern 
ein politisches Signal.

Er zeigt: Immer mehr – vor allem junge – Menschen 
wollen sich dem Militärdienst entziehen. Sie akzeptie-
ren den wachsenden gesellschaftlichen Druck zur Mili-
tarisierung nicht widerspruchslos. Gleichzeitig macht 
der Anstieg deutlich, wie wichtig funktionierende Bera-
tungsstrukturen sind. Ohne Information, Begleitung 
und politische Einordnung bleibt Verweigerung defen-
siv.

Chancen für die DFG-VK: 
politisieren, binden, bilden

Für die DFG-VK eröffnet diese Entwicklung große 
Chancen – und Verantwortung. Die steigenden KDV-

Zahlen bedeuten, dass viele junge Menschen erstmals 
mit antimilitaristischen Fragen in Berührung kommen. 
Hier kann politische Bildung ansetzen: nicht beleh-
rend, sondern empowernd.

Kriegsdienstverweigerung ist oft der erste bewusste po-
litische Schritt. Wer dabei nicht alleingelassen wird, 
kann dauerhaft für pazifistische Positionen gewonnen 
werden – für Engagement gegen Aufrüstung, für zivile 
Konfliktbearbeitung, für internationale Solidarität. Die 
Aufgabe besteht darin, aus Antragssteller*innen Mit-
streiter*innen zu machen.

Das heißt auch: Räume schaffen für Austausch, für kol-
lektive Erfahrungen, für politische Weiterentwicklung. 
Der KDV-Kongress ist ein solcher Raum – aber nicht 
der einzige. Lokale Gruppen, Schul- und Hochschular-
beit, digitale Formate und öffentliche Kampagnen 
müssen zusammengedacht werden.

Jetzt handeln – gemeinsam

Die Auseinandersetzung um die Wehrpflicht wird uns 
nicht nur kurzfristig begleiten. Umso wichtiger ist es, 
jetzt Strukturen zu stärken, Wissen zu teilen und Protes-
te zu verankern. Organisierte Kriegsdienstverweige-
rung ist dabei kein Randthema, sondern ein zentraler 
Hebel gegen Militarisierung.

Die Einladung steht: Kommt nach Kassel, bringt euch 
ein, diskutiert mit. Kriegsdienstverweigerung wirkt – 
besonders dann, wenn sie gemeinsam organisiert 
wird.

Yannick Kiesel
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Nach den Ankündigungen von Pistorius zum Neuen 
Wehrdienst in 2024 war uns klar, dass wir ab 2025 
wieder einen KDV-Beratungsbedarf zu erwarten hatten 
und dafür in Bonn wieder organisatorische Strukturen 
schaffen mussten. Wir haben uns im Frühjahr 2025 mit 
Aktivisten von Pax Christi zusammengetan und eine 8-
köpfige Beratungsgruppe gebildet, alle selbst KDVer. 
Wir haben die im Verband verfügbaren KDV-Unterla-
gen gecheckt und eine gemeinsame Beratungsausrich-
tung abgesprochen. Einige von uns haben an Berater-
schulungen des Landesverbands teilgenommen. Über 
politische und persönliche Kontakte bekamen wir ei-
nen Raum in einem Bonner Bildungszentrum zur Verfü-
gung gestellt, wo wir seit September '25 jeden Montag 
von 18 bis 19 Uhr Einzelberatung anbieten. Wir infor-
mieren darüber auf unserer lokalen Gruppen-Webseite 
und über einen Instagram-Account und auch durch 
Flyerverteilung bei Demos, Infoständen und Anschrei-
ben an Schulen. Allerdings ist die Nutzung dieses Prä-
senz-Angebots bislang gering, die meisten Beratungs-
anfragen kommen per E-Mail herein und werden dann 
von den Beratern telefonisch und per E-Mail abgear-
beitet. Wir bieten auch eine Beratungs-Telefonnummer 
an, die von manchen KDvern zur ersten Kontaktauf-
nahme genutzt wird. Bislang hatten wir einige KDV-An-
erkennungen, keine Ablehnungen, viele Anträge lau-
fen noch. Seit einigen Monaten kooperieren wir lokal 
mit „Nein zum Wehrdienst“-Aktivisten bei der Verbrei-
tung unserer KDV-Flyer und machen Infoabende mit 
und bei der Linksjugend zum Thema Wehrerfassung, 
Wehrdienst und KDV. Wir richten unsere Infos seit An-

fang 2026 auch auf die Leute aus, die seither von der 
Bundeswehr zur Wehrerfassung Post bekommen.

Joachim Osinski,

DFG-VK-Ortsgruppe Bonn-Rhein-Sieg

Eine zentrale E-Mail-Adresse wurde eingerichtet: 
kdv-beratung.owl@dfg-vk.de. Über diesen Account 
wird der Kontakt mit KDVern und Ratsuchenden sowie 
mit den Berater*innen abgewickelt.

Die Präsenz-Beratung wird an die DFG-VK-Gruppen-
sitzungen (Herford) gekoppelt und findet vor oder par-
allel zur Sitzung statt. Zusätzlich soll ein Raum bei grö-
ßerer Nachfrage in einem Jugendzentrum außerhalb 
des Gruppentrefftermins genutzt werden.

Eine Individuelle Einzelberatung kann in Herford als 
auch vor Ort in der Region OWL in Präsenz, per Tele-
fon oder per Videochat nach Vereinbarung durchge-
führt werden.

Für eine Videosprechstunde für Ratsuchende und für 
Videokonferenzen der Berater*innen wird ein Link des 
Anbieters BigBlueButton zur Verfügung gestellt.

Die Koordinatoren des Beratungsnetzwerkes verteilen 
Anfragen von Ratsuchenden an mögliche Berater*in-

nen in der Region, wenn sie selbst die Beratung nicht 
durchführen können.  

Den Berater*innen werden QualiFzierungsmaßnah-
men angeboten.

• Es werden regelmäßige Rundbriefe verschickt.

• Alle wichtigen Materialien zum Thema werden in 
einer Cloud zum Abruf bereitgestellt, zum Beispiel 
eine Anleitung zum Schreiben einer Begründung.

• Es werden für Ratsuchende und Berater*innen 
Merk- und Infoblätter erstellt, die den gesamten 
Bereich der Beratungsthemen abdecken.

• Er werden Treffen der Berater*innen in Präsenz 
und online durchgeführt (Beraterseminare).

• Die Nutzung überregionaler Fortbildungsange-
bote wird gefördert: KDV-Kongress am 11./12. 
April 2026 in Kassel, Beraterschulungen des Lan-
desverbandes NRW der DFG-VK. 

TITEL

am Beispiel der DFG-VK Ostwestfalen-Lippe (DFG-VK OWL) 
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Kriegsdienstverweigerung boomt. Auch, wenn die An-
tragszahlen gerade niedrig sind: Viele wissen, dass 
insbesondere junge Menschen keine neue Wehrpflicht 
wollen. Was liegt da näher für einige Akteure von 
Rechts, als sich ebenfalls auf diesem Gebiet zu profi-
lieren, also auf den Trend aufzuspringen, sich an junge 
Menschen heranzumachen und ihnen Ratschläge für 
ihre Kriegsdienstverweigerung zu geben – oder sogar 
zu verkaufen? KDV-Berater*innen haben mit einigen 
von ihnen schon Bekanntschaft gemacht, beziehungs-
weise mit ihren Opfern. 

Da wäre zunächst der Kriegsdienstblocker:

„ein Service von Freiheitskanzlei.de“, wie es auf seiner 
Website heißt. Beispielsweise empfiehlt er, die Muste-
rung zu verweigern, was in der Realität zur Ablehnung 
eines KDV-Antrags führt. Trotzdem verspricht er mit sei-
ner Hilfe eine „juristisch saubere, begründete, doku-
mentierte Kriegsdienstverweigerung“. Er bietet vorge-
fertigte Formulierungen an, aus denen zusammen mit 
ein paar persönlichen Worten automatisch ein angeb-
lich individuelles Verweigerungsschreiben entsteht. 
(Wie das BAFzA mit vorgefertigten Formulierungen 
umgeht, ist ebenfalls bekannt.) Alles mit nur wenigen 
Informationen, online, jugendgemäß. Der Kriegs-
dienstblocker hat eine hohe Reichweite.     

Neben Kriegsdienstverweigerung berät die Freiheits-
kanzlei auch in Sachen „Knöllchen-Storno“, GEZ-/
Rundfunkbeitrag-Nichtzahlung, „Corona-Wiedergut-
machung“, Sich-Wehren gegen Masernimpfung und 
ähnliches. Klassische populistische Themen, ange-
sichts derer es dann auch nicht wundert, wie sich die 
Freiheitskanzlei selbst beschreibt – als Kümmerer ge-
gen staatliche Willkür: „Wir stehen an der Seite derer, 
die sich nicht gehört, nicht vertreten und nicht gerecht 
behandelt fühlen. Gemeinsam entwickeln wir konkre-
te, kraftvolle und friedliche Werkzeuge für rechtlichen 
und gesellschaftlichen Wandel – vom Widerspruchs-
schreiben bis zur Massenaktion.“ Erst einmal aber 
kann man für 99 Euro „Friedensbotschafter“ werden. 
Dafür „darf“ man die Angebote des Kriegsdienstblo-
ckers per Flyer an 5000 Haushalte verteilen und erhält 
noch dazu „50 Guthaben“, die man innerhalb der 
Freiheitskanzlei-Welt ausgeben kann, also für Beratung 
zu ... siehe oben. Und 15 Euro monatlich kostet ein 
Abo bei der Freiheitskanzlei, als „Freiheitsträger“. (Ein 
solches Lob, mit dem sich jede*r noch ein Stück wichti-
ger, widerständiger, revolutionärer fühlen kann, aus 
populistischer Kommunikation allgemein bekannt, ist 
auch hier inklusive.)  

Wie weit es mit der Sauberkeit her ist, steht ganz offen 
im Impressum von kriegsdienstblocker.de: „Die auf 
dieser Website bereitgestellten Informationen dienen 
ausschließlich allgemeinen Informationszwecken und 
stellen keine Rechtsberatung dar. Wir übernehmen kei-
ne Gewähr für die Aktualität, Richtigkeit und Vollstän-
digkeit der bereitgestellten Inhalte. Bei individuellen 
rechtlichen Anliegen empfehlen wir, einen qualifizier-
ten Rechtsanwalt zu konsultieren.“ Aber wer liest schon 
das Impressum? Der*die würde auf einen Namen sto-
ßen und sich vielleicht erinnern, dass dieser Unterneh-
mer „Schwerhörigenausweise“ gegen das Corona-
Masken-Tragen verkaufte und 2024 mittels Zehntau-
sender Beschwerden den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk lahmlegen wollte. Immerhin ist eine Empfehlung, 
der AfD beizutreten, um den Kriegsdienst zu vermei-
den, in den FAQ des Kriegsdienstblockers inzwischen 
nicht mehr zu lesen.

Und was tun die Parteien? 

Die Querdenker-Partei „die Basis“ will den Austritt 
Deutschlands aus der NATO. Deutschland dürfe nicht 
mehr zur Führung illegaler Angriffskriege missbraucht 
werden (die eigene Aggressivität Deutschlands igno-
riert die Partei). Sie unterstreicht das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung. Nach eigenen Angaben, zumin-
dest NRW betreffend, berät sie auch, verlinkt auf ihrer 
Seite aber nur auf das BAFzA. – „Querdenken 711“ 
(das Original) engagiert sich ebenfalls für Kriegs-
dienstverweigerung. Orientieren soll man sich am 
KDV-Antrag seines Gründers Michael Ballweg, in dem 
dieser nicht versäumt, auf seine Untersuchungshaft 
hinzuweisen, denn: In dieser Zeit habe er aus philoso-
phischen und politischen Schriften Stärkung für seine 
Überzeugung erfahren, „dass Gewalt und Krieg nie-
mals eine Lösung sein können“. Was dann an prakti-
schen Hinweisen zum KV-Verfahren folgt, ist tatsächlich 
weitgehend korrekt.

Die Kleinpartei „Freie Sachsen“ verbindet laut einem 
ihrer führenden Köpfe mit „diesem Staat“ „nichts, 
überhaupt nichts“. Schon 2023 hat sie mit einem Flug-
blatt, einem fingierten Einberufungsbescheid, im Rah-
men der Wehrpflicht-Thematik auf sich aufmerksam 
gemacht.  Aktuell demonstriert sie auf sächsischen 
„Montags“-(Querdenker-)demos unter dem Motto 
„Nein zur Wehrpflicht – unsere Kinder kriegt ihr nicht!“ 
und sammelt Unterschriften für die knappe dazugehö-
rige Erklärung. Und sie berät Kriegsdienstverwei-
ger*innen: Ihr Instrument ist ein Generator auf ihrer 
Website.

TITEL
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Auf dem Bundeskongress im Mai 2022 in Duisburg 
wurde beschlossen: Die DFG-VK erkennt antifaschisti-
sche Arbeit als wesentlichen Bestandteil ihrer Arbeit an. 
Der Bundessprecher*innenkreis entwickelt Vorschläge 
für ein geeignetes Modell, wie die antifaschistische Ar-
beit der DFG-VK gesichert werden kann, und stellt sie 
dem Bundesausschuss zur Diskussion und Beschluss-
fassung vor. Als ersten Schritt haben die Antragsteller-
*innen des Landesverbands Mecklenburg-Vorpom-
mern Vorschläge für das Konzept erarbeitet und sie 
dem BundessprecherInnenkreis wie vereinbart vorge-
legt. Dieses wurde auf dem BA im Dezember 2022 ein-
stimmig beschlossen.

Die DFG-VK ist ein Verband, bei dem nicht einige im 
Vorstand einigen Hauptamtlichen irgendwelche Vorga-
ben machen, derweil die Mitglieder sich entspannt zu-
rücklehnen und ihre Beteiligung sich auf ihre Beitrags-
zahlung beschränkt. Die Vielzahl an KDV-Berater*in-
nen seit der Wehrpflicht-Wiedereinführung ist ein guter 
Beleg, dass wir ein Verband sind, in dem die Mitglieder 
aktiv sind und die Beschlüsse umsetzen.

Wie sieht es mit der Umsetzung des Beschlusses von 
2022 in den Gliederungen der DFG-VK aus? Wird 
beim Antifa-Beschluss die Gründung der Antifa-AG als 

TITEL / ANTIFASCHISMUS

Die AfD fordert die Wiedereinführung der Wehrpflicht. 
Einer ihrer absoluten Rechtsaußen erklärte zwar eben-
falls, diese Bundesrepublik zu verteidigen, lohne sich 
gar nicht. Erst müsse dieser Staat wieder ein Staat für 
die Deutschen werden. Eine ganz eigene Art von 
Kriegsdienstverweigerung. Zoff in der Partei! Aber von 
der Forderung in ihrem Grundsatzprogramm wird sie 
wohl nicht abweichen. Kriegsdienstverweiger*innen 
berät sie natürlich nicht.  

„Die Heimat“ (Ex-NPD) hat das Thema Wehrpflicht 
ebenfalls auf dem Schirm. Sie fordert: „Kein BRD-
Kriegsdienst für fremde Interessen!“ Stattdessen sollen 
sich Deutsche für Grenzschutz gegen den „Immigrati-
ons-Tsunami“ engagieren. Für eine Mitgliedschaft bei 
sich oder ihrer Jugendorganisation „Junge Nationalis-
ten“ wirbt sie damit auch: In diesem Fall würde man 
„von diesem Regime“ sicher nicht eingezogen.

Ganz besonders bärbeißig gibt sich schließlich die 
neonazistische Partei „Der III. Weg“. Zum ersten Schul-
streik kommentierte sie, das eigene Umfeld nicht scho-
nend: „Ob ‚Freie Sachsen‘, Friedensschwurbler oder 
Kommunisten: Das gesamte politische Hufeisen aus 

Drückebergern, Pazifisten und überzeugten Hofnarren 
Putins hat sich am vergangenen Freitag auf deutschen 
Straßen versammelt (...). Auch wenn das System der 
BRD nicht das unsrige ist und die heute Herrschenden 
deutsche Interessen mit Füßen treten, betrifft ein even-
tueller Kriegsfall alle Deutschen unabhängig ihres po-
litischen Bekenntnisses. Wer die gefährliche Kriegstrei-
berei des Kremls in den letzten 11 Jahren im Osten Eu-
ropas beobachtet und politisch richtig eingeordnet hat, 
kann unmöglich nach Wehrdienstverweigerung schrei-
en, wenn er nicht will, dass Deutschland und Europa 
dem alten imperialen Hunger Moskaus und anderer 
antieuropäischer Großmächte auf lange Sicht zum 
Opfer fallen.“ 

Das ist doch mal eine klare nationalistische Aussage! 
Spätestens hier versteht man, was an Kriegsdienstver-
weigerung politisch ist.  

Cornelia Mannewitz ist Bundessprecherin und aktiv in 
der AG Antifaschismus.
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hinreichend angesehen oder auch in den Gruppen 
und Landesverbänden mit Leben gefüllt? Oder gelten 
antifaschistische Warnungen als Privat-Kreuzzug ge-
gen „angeblich“ rechtsoffene Organisationen und Ak-
teure?

Ein Überblick über die Umsetzung des AntiFa-Be-
schlusses kann nur eine unvollständige Momentauf-
nahme sein, Aktivitäten geschehen, ohne dass diese 
groß publiziert werden, beispielsweise, weil Ortsgrup-
pen (noch) keine eigene Webseite haben, teils, weil ge-
wesene Veranstaltungen nach einiger Zeit nicht mehr 
auf der Webseite stehen oder gar nicht erst dort einge-
stellt wurden.

Beginnen will ich mit dem Landesverband Sachsen-An-
halt/Thüringen. Auf der Startseite finden sich die Rubri-
ken KDV sowie Umgang mit der AfD. Und dort heißt es 
klipp und klar: „‚Nationalismus führt zu Krieg‘ steht auf 
unseren Bannern. Die AfD ist eine nationalistische Par-
tei. Wir sind entschlossen, ‚an der Beseitigung aller 
Kriegsursachen mitzuarbeiten‘, so lautet unsere 
Grundsatzerklärung. Die AfD ist eine Kriegsursache. 
Lasst die Nationalisten nicht weiter ihre Hetze, ihren 
Hass verbreiten! Verhindern wir ihren Krieg gegen 
Menschen!“

Mannheim/Ludwigshafen positioniert sich ähnlich ein-
deutig. Der Beitrag https://mannheim.dfg-vk.de/die-
afd-ist-eine-militaristische-partei/ lässt keinen Raum 
für Relativierungen. Dabei belässt es die Ortsgruppe 
aber nicht, es gibt auch einen Bericht über ihre Beteili-
gung am örtlichen Kongress gegen Rechts im Mai letz-
ten Jahres. Ein Link auf die IMI-Studie „Warum die AfD 
keine Friedenspartei ist“ findet sich ebenfalls auf der 
Webseite.

In Krefeld findet alljährlich ein „Fest ohne Grenzen“ 
statt. Die Regionalgruppe Niederrhein der DFG-VK 
nimmt alljährlich aktiv daran teil. Der 2022 eingestell-
te Beitrag https://niederrhein.dfg-vk.de/fest-ohne-
grenzen-2022/ wird regelmäßig fortgeschrieben. Bil-
der aus den Jahren ergänzen den ursprünglichen Bei-
trag von 2022, der auf Redebeiträge von 3 Mitgliedern 
der Gruppe bei dem Fest verweist.

Auf der Webseite der Ortsgruppe Halle erfährt man 
auf den ersten Blick von ihrer Mitgliedschaft bei Halle 
gegen Rechts – Bündnis für Zivilcourage.

Zu den Beiträgen auf Bochum-Herne.dfg-vk.de gehört 
unter anderem auch der Link auf die ver.di-Broschüre 
„Wenn die AfD an die Macht käme ...“, die aus Anlass 
der bayrischen Landtagswahl 2023 herausgegeben 
wurde, aber zeitlos weiterhin vor der AfD warnt.

Der Landesverband Niedersachsen und Bremen hat 
unter der Rubrik Positionen auf seiner Webseite die Ab-
schlusserklärung des BuKo Halle 2024 eingestellt. Dort 
heißt es in einem Absatz unter der Überschrift „Mit Na-
tionalismus ist kein Frieden zu machen – nirgends!“, 
dass eine Mitgliedschaft in unserem Verband mit einer 
in der AfD nicht vereinbar ist. Die politische Rechte 

steht für Nationalismus, Militarismus und Menschen-
feindlichkeit. Frieden ist mit ihr nicht zu machen.

Die NRW-weite Kampagne „NRW Appell AfD-Verbot“ 
hat ihre Auftaktveranstaltung am 8. Februar in Bochum 
durchgeführt. Zahlreiche Gruppen und Organisatio-
nen machen dort mit. Auch die DFG-VK ist dabei. Die 
Gruppe Ostwestfalen/Lippe ist dort registriert und der 
Landesverband NRW hat auf seiner Klausurtagung 
ohne Gegenstimme beschlossen, dort mitzuarbeiten. 
Dieser NRW-Appell richtet sich an die Landesregierung 
und den Landtag, sich im Bundesrat einzusetzen für ein 
AfD-Verbot.

Ich möchte wetten, dass es zahlreiche weitere Aktivitä-
ten und Positionierungen innerhalb der DFG-VK gibt, 
die mir beim Durchforsten der Webseiten der Gliede-
rungen entgangen sind. Aber auch dieser erste Über-
blick ist schon ermutigend und mag anderen Anre-
gung sein, hier ebenfalls Aktivitäten zu entwickeln und 
zu dokumentieren. Nie wieder Faschismus – nie wieder 
Krieg!

Felix Oekentorp ist Landessprecher der DFG-VK NRW 
und aktiv in der AG Antifaschismus.
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Krieg beginnt nicht erst mit dem ersten Schuss. Er be-
ginnt leise: in Kabinettsbeschlüssen, Bebauungsplä-
nen, Investitionsprogrammen. Er beginnt dort, wo Pro-
duktionskapazitäten geschaffen, Infrastrukturen umge-
widmet und historische Erinnerungsorte ihrer Bedeu-
tung beraubt werden. Zwei aktuelle Entwicklungen zei-
gen das in bedrückender Klarheit: eine neue Produkti-
onsstätte für schwere Bomben von Rheinmetall in Ber-
lin-Wedding – und ein Infrastrukturgesetz, das 
Deutschland zur militärischen Drehscheibe Europas 
machen soll.

Bombenproduktion am Ort des Luftschutzes

In Berlin-Wedding, unweit des Flakturm Humboldthain, 
entsteht eine neue Produktionsstätte für schwere Bom-
ben. Der Ort könnte zynischer kaum gewählt sein. Di-
rekt neben einem Bauwerk, in dem während des Zwei-
ten Weltkriegs bis zu 40 000 Menschen Schutz vor 
Bombenangriffen suchten, sollen nun erneut Waffen 
produziert werden, die Tod und Zerstörung bringen.

Der Flakturm im Humboldthain ist nicht irgendein Re-
likt. Er steht für den industrialisierten Luftkrieg, für die 
totale Mobilmachung, für eine Gesellschaft, die sich 
bis in ihre Städte hinein auf Vernichtung eingestellt hat-
te. Dass ausgerechnet hier – an einem Ort, der Mah-
nung und Erinnerung zugleich ist – heute wieder 
Kriegsproduktion angesiedelt wird, zeigt, wie brüchig 
das vielbeschworene „Nie wieder“ geworden ist. Erin-
nerung wird museal verwaltet, während nebenan die 
nächste Eskalationsstufe vorbereitet wird.

Rheinmetall steht exemplarisch für diese neue Norma-
lität. Der Konzern profitiert massiv von Aufrüstung und 
Kriegsangst. Die Produktion wird ausgeweitet, Stand-
orte werden gesichert, neue geschaffen. Dass dies mit-
ten in einer Großstadt geschieht, wird dabei kaum 
noch als Skandal wahrgenommen. Krieg rückt näher – 
nicht nur geografisch, sondern auch gesellschaftlich.

Autobahnen für Panzer statt für Menschen

Parallel dazu treibt die Bundesregierung mit dem soge-
nannten Infrastruktur-Zukunftsgesetz einen grundle-
genden Umbau voran. Öffentlich verkauft als Moder-
nisierung von Straßen, Schienen und Brücken, dient 
das Gesetz zunehmend einem anderen Zweck: 
Deutschland soll zur militärischen Drehscheibe in Eu-
ropa werden. Schweres Kriegsgerät soll künftig mög-
lichst schnell und reibungslos über Autobahnen und 
Schienenwege an die Ostflanke der NATO verlegt wer-
den können.

Was technisch als „Resilienz“ und „Ertüchtigung“ be-
schrieben wird, ist politisch eine klare Weichenstellung. 
Brücken werden auf höhere Lasten ausgelegt, Ver-
kehrswege priorisiert, Genehmigungsverfahren ver-
kürzt. Umwelt- und Klimaschutz geraten dabei unter 

die Räder. Die Deutsche Umwelthilfe spricht von einem 
„Generalangriff auf den Klimaschutz“ – und trifft damit 
einen wunden Punkt. Während Milliarden für militä-
risch nutzbare Infrastruktur bereitgestellt werden, feh-
len sie bei sozialer Daseinsvorsorge, bei zivilem Kata-
strophenschutz, bei der dringend notwendigen Ver-
kehrswende.

Deutschland wird so nicht nur logistischer Knoten-
punkt, sondern Teil der operativen Kriegsplanung. Au-
tobahnen werden zu Aufmarschachsen, Bahnhöfe zu 
Umschlagplätzen für Panzer und Munition. Die Grenze 
zwischen ziviler und militärischer Nutzung ver-
schwimmt – mit allen Risiken, die das im Ernstfall für 
die Bevölkerung bedeutet.

Normalisierung der Vorbereitung

Beide Entwicklungen folgen derselben Logik: Krieg 
wird nicht mehr als Ausnahme, sondern als Planungs-
grundlage behandelt. Produktionsstätten für Bomben 
gelten als „Industriearbeitsplätze“, militärische Infra-
struktur als „Zukunftsinvestition“. Die gesellschaftliche 
Debatte hinkt hinterher, kritische Stimmen werden 
marginalisiert oder als naiv abgetan.

Doch wer hinschaut, erkennt das Muster. Kriegsvorbe-
reitung heißt heute: industrielle Kapazitäten schaffen, 
Transportwege sichern, rechtliche Hürden abbauen. Es 
heißt auch, historische Erfahrungen zu entkoppeln von 
aktuellem Handeln. Der Flakturm im Humboldthain 
wird zum stillen Zeugen einer bitteren Ironie: Schutz-
räume von gestern stehen neben den Waffen von mor-
gen.

Widerstand bleibt notwendig

Gerade deshalb braucht es Widerspruch. Die Frage, 
wie Sicherheit definiert wird, darf nicht allein Militärs, 
Rüstungskonzernen und sicherheitspolitischen Think-
tanks überlassen werden. Sicherheit entsteht nicht 
durch immer mehr Bomben und immer schnellere 
Truppenverlegungen, sondern durch Diplomatie, sozi-
ale Gerechtigkeit, Klimaschutz und zivile Konfliktbear-
beitung.

Die Vorbereitung auf Krieg ist kein Naturgesetz. Sie ist 
Ergebnis politischer Entscheidungen – und damit auch 
politisch angreifbar. Orte wie der Humboldthain erin-
nern daran, wohin Militarisierung führt. Es liegt an uns, 
ob diese Erinnerung handlungsleitend bleibt oder end-
gültig von Beton, Stahl und Bomben überdeckt wird.

Yannick Kiesel

FRIEDENSBEWEGUNG
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Quelle: WRI

Ende November traf sich der Rat der War Resisters’ In-
ternational (WRI) in Barcelona zu mehreren intensiven 
Tagen des Austauschs, der strategischen Debatte und 
der internationalen Vernetzung. Unter dem Motto 
„Days of Peace and Resistance“ verband das Treffen 
formale Ratsarbeit mit öffentlichen Veranstaltungen, 
Workshops und Aktionen – und setzte damit ein starkes 
Zeichen für gewaltfreien Widerstand in einer Zeit zu-
nehmender Militarisierung.

Die WRI ist ein weltweites Netzwerk antimilitaristischer 
Organisationen und Einzelpersonen. Ihr Ratstreffen ist 
dabei nicht nur ein internes Entscheidungsgremium, 
sondern stets auch ein politischer Raum: Aktive aus un-
terschiedlichen Regionen berichteten von ihren Erfah-
rungen mit Kriegsdienstverweigerung, Repression, au-
toritären Tendenzen und den Folgen aktueller Kriege. 
Besonders eindrücklich waren Berichte aus Ländern, in 
denen Verweigerung weiterhin kriminalisiert wird und 
antimilitaristisches Engagement mit hohen persönli-
chen Risiken verbunden ist. Zudem gab es bewegende 
Vorträge und Reden von Aktivist*innen aus verschiede-
nen Konflikt- und Krisengebieten. Jungmin Choi aus 
Südkorea berichtete vom Versuch des Umsturzes und 
der Ausrufung des Kriegsfalls durch den ehemaligen 
Präsidenten Yoon im Jahr 2024 und wie die Bevölke-
rung dies durch gewaltfreie Proteste verhinderte. Ali 
Awad aus Palästina zeigte uns eindrückliche Doku-
mentationen über die herrschende Siedlergewalt im 
Westjordanland und unter welch kritischen Umständen 
dort das Leben weitergehen muss. Hervorzuheben ist 
auch der Bericht über die kritische Lage im Sudan von 
Mai Shatta, die aus Deutschland heraus versucht, das 
Überleben der Menschen vor Ort zu sichern.

Ein Schwerpunkt der Diskussionen lag auf der Rolle 
von Kriegsdienstverweigerung und Desertion als Men-
schenrechten. Angesichts neuer Wehrpflichtdebatten 

und massiver Aufrüstung in vielen Staaten wurde deut-
lich: Internationale Solidarität, rechtliche Unterstützung 
und öffentliche Sichtbarkeit bleiben zentrale Aufgaben 
der Friedensbewegung. Auch feministische und deko-
loniale Perspektiven auf Militarismus spielten eine 
wichtige Rolle – etwa in der Frage, wie militärische Lo-
giken soziale Ungleichheiten verschärfen und Care-Ar-
beit unsichtbar machen.

Neben den internen Sitzungen öffnete sich das Rats-
treffen bewusst nach außen. Öffentliche Veranstaltun-
gen und Aktionen in Barcelona luden lokale Initiativen, 
soziale Bewegungen und Interessierte zum Mitdiskutie-
ren ein. Diese Verbindung von globaler Perspektive 
und lokaler Verankerung machte die Tage zu mehr als 
einem klassischen Verbandstreffen: Sie wurden zu ei-
nem lebendigen Forum für Austausch, Lernen und ge-
meinsame politische Praxis. Hierbei auch ein Dank an 
das Centre Delàs d'Estudis per la Pau (die örtliche Frie-
densinitiative aus Barcelona), die die Veranstaltungen 
und das Programm (Filmvorführung zur Situation in-
nerhalb der spanischen Armee, dekoloniale Stadtfüh-
rung et cetera) vor Ort organisierten.

Für die DFG-VK ist das WRI-Ratstreffen ein wichtiges 
Signal. Es zeigt, dass antimilitaristischer Widerstand in-
ternational organisiert, vielfältig und handlungsfähig 
ist – auch und gerade in schwierigen Zeiten. Die Tage 
in Barcelona haben verdeutlicht: Frieden entsteht nicht 
durch Abschreckung, sondern durch Solidarität, Mut 
zum Widerspruch und die konsequente Verteidigung 
von Menschenrechten.

Yannick Kiesel

Vertreter der DFG-VK bei der War Resisters‘ Internati-
onal (WRI)

FRIEDENSBEWEGUNG
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Bei einem Gespräch in Ostdeutschland über die neue 
Friedensdenkschrift der EKD hieß es: Die evangelische 
Kirche hat die Friedensbewegung schlicht ausgebür-
gert. Das klingt enttäuscht – und ich teile die Enttäu-
schung. Zwar ist in der Denkschrift die Rede vom „ge-
rechten Frieden“, wie sie sich in evangelischer und ka-
tholischer Kirche anstelle der vom „gerechten Krieg“ 
durchgesetzt hat. Auf vielen, etliche Argumente abwä-
genden Seiten wird das ebenso erläutert wie die aktu-
ellen Herausforderungen. Allerdings wird der „Schutz 
vor Gewalt“ angesichts des Angriffskriegs Russlands 
auf die Ukraine zum zentralen Motiv der Einschätzung 
gemacht. Theologisch ist vor allem die Rede davon, 
dass der Mensch nun einmal sündig sei und die Welt 
eine unerlöste. 

Auf dieser Grundlage werden im wesentlich kürzeren 
konkreten Teil die derzeitige Aufrüstung und eine 
Wehrpflicht befürwortet. Ob Waffenlieferungen ethisch 
geboten sind, müsse durch Güterabwägung entschie-
den werden (S. 121). Sollten sie erfolgen, seien die Kri-
terien rechtserhaltender Gewalt anzuwenden (S. 16). 
Aus „ethischer wie völkerrechtlicher Perspektive“ … 
könne sogar … „eine präventive militärische Reaktion 
gerechtfertigt sein.“ (S. 116). Das öffnet meines Erach-
tens Willkür Tür und Tor. 

Drei besonders gewichtige Beispiele für meine Enttäu-
schung will ich benennen: 

1.PaziFsmus 
Zwar wird erklärt, Gewaltfreiheit sei ein ethischer 
Grundsatz für Christinnen und Christen, „der nicht an 
politische Zweckmäßigkeiten geknüpft ist. Dennoch ist 
Gewaltverzicht nicht in jeder Lage zwingend“ (S. 19). 
Weiter: „Christlicher Pazifismus ist als allgemeine poli-
tische Theorie ethisch nicht zu begründen. Er ist aber 
als Ausdruck individueller Gewissensentscheidung zu 
würdigen. Christlicher Pazifismus ist Ausdruck gelebter 
Frömmigkeit.“ Damit wird Pazifismus in der Tat abge-
schoben ins Private.

2.Atomwaffen
Zwar wird erklärt, eine Ächtung von Atomwaffen sei 
ethisch geboten. Dennoch heißt es: „Der Besitz von 
Nuklearwaffen kann aber angesichts der weltpoliti-
schen Verteilung dieser Waffen trotzdem politisch not-
wendig sein“ (S. 15). Das ist für mich angesichts der 
Potenziale der Massenvernichtungswaffen aus christli-
cher Perspektive nicht nachvollziehbar.

3.WehrpNicht
Zwar wird erklärt, dass in der DDR die Totalverweige-
rung und der Dienst als Bausoldaten die deutlicheren 
christlichen Zeugnisse waren. Doch dann heißt es, das 

5. Gebot beziehe sich “nicht auf das Töten im Krieg 
oder etwa das Töten aus Notwehr“ (S. 125). Vielmehr 
werde ein „Töten ohne Rechtsgrundlage“ abgewehrt 
(ebd.). Plädiert wird für eine „übergreifende Dienst-
pflicht“, wobei dem Dienst innerhalb oder außerhalb 
des Militärdienstes kein Vorrang gegeben wird. Ein 
Gebot nach Lage zu relativieren, erscheint mir höchst 
fraglich - das könnte ja sonst auch für alle anderen 
Gebote geltend gemacht werden.

Für mich ist damit eine große Chance verpasst, in Zei-
ten massiver Aufrüstung glasklar für Abrüstung zu plä-
dieren. Die Chance, den Pazifismus aus christlicher 
Überzeugung und auf Grundlage des Evangeliums 
wieder in die Debatte in der Mitte der Gesellschaft zu 
bringen. Die Chance, eine Ächtung atomarer Waffen 
und die Forderung nach einem Beitritt Deutschlands 
zum Atomwaffenverbotsvertrag ins öffentliche Bewusst-
sein zu bringen. Die Chance, deutlich zu machen, dass 
es nicht um Wehrpflicht geht, sondern um die Ver-
pflichtung zum Kriegsdienst, dem gegenüber die Ver-
weigerung in der Tat das deutlichere christliche Zei-
chen ist. Da ist die Lehre Jesu glasklar.

Gegen Ende des Textes werden Friedensinitiativen 
durchaus gewürdigt, doch als Ermutigung der Frie-
densbewegung lässt sich die Denkschrift nicht wirklich 
lesen. Traurig. Gerade in diesen Zeiten könnte die 
evangelische Kirche eine starke, klare Stimme für den 
Frieden und den Abbau von Feindbildern sein, wie sie 
es in den 80er-Jahren in Deutschland Ost und West 
war. Diese Chance ist vertan. Hoffnung macht, dass es 
sie noch gibt, die vielen kleinen Friedensinitiativen und 
aktiven Kirchengemeinden … 

Dr. Margot Käßmann
DFG-VK-Mitglied

Zitiert wurde nach: Evangelische Kirche in Deutsch-
land (Hrsg.): Welt in Unordnung – Gerechter Friede 
im Blick. Evangelische Friedensethik angesichts neu-
er Herausforderungen. Evangelische Verlagsanstalt, 
Leipzig 2025.

FRIEDENSBEWEGUNG

Ein Kommentar von Dr. Margot Käßmann (ehem. Vorsitzende der EKD)

Foto: DFG-VK
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Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) ist der 
Dachverband der 22 autonomen Landeskirchen und 
vertritt diese gegenüber der Bundesrepublik. Um die 
eigene Position zu Krieg und Frieden deutlich zu ma-
chen und Orientierung zu geben, veröffentlicht sie in 
größeren Abständen sogenannte Friedensdenkschrif-
ten, die jüngste im November 2025 unter dem Titel 
„Welt in Unordnung – Gerechter Friede im Blick“. Lei-
der wird kein Weg dorthin aufgezeigt - der Gerechte 
Friede bleibt nur im Blick. Die in Deutschland vorhan-
denen pazifistischen Initiativen wie die Soziale Verteidi-
gung, der Konziliare Prozess für Frieden, Gerechtigkeit 
und Schöpfungsbewahrung oder Sicherheit neu den-
ken, die sich um die notwendigen Veränderungen be-
mühen, werden lediglich als Ausdruck persönlicher 
Frömmigkeit gewürdigt. „Als universale politische Ethik 
lässt sich der Pazifismus des kategorischen Gewaltver-
zichts ethisch nicht legitimieren“ (S. 34). Die EKD-Rats-
vorsitzende Kirsten Fehrs betont zwar in ihrer Einlei-
tung, neben der „bleibenden, prinzipiellen Orientie-
rung evangelischer Friedensethik an Jesu Predigt der 
Gewaltfreiheit“ würden die vier Dimensionen, Schutz 
vor Gewalt, Förderung von Freiheit, Abbau von Un-
gleichheiten sowie der friedensfördernde Umgang mit 
Pluralität, neu profiliert. „Neu akzentuiert“ sei „das Zu-
sammendenken von Friedensethik und Sicherheitspoli-
tik“ (S. 8). Mit dem Adjektiv „prinzipiell“ ist das Scheu-
nentor zum gegenteiligen Tun schon wieder wagenweit 
geöffnet. Und damit liefert sich die EKD weiterhin der 
Eigendynamik des militärisch-industriellen Komplexes 
aus. Anstatt zu überlegen, wie die Friedensbotschaft 
der Propheten und Jesu in politisches Handeln umge-
setzt werden kann – was das Konzept der Friedenslogik 
und die Initiative Sicherheit neu denken versuchen – , 
bemüht sich die EKD zu erklären, weshalb sie trotz Jesu 
Ruf zum gewaltfreien Handeln für Militär zu sein habe. 
Das schlagende theologische Argument ist, dass wir 
noch in der „unerlösten Welt“ lebten. Und deshalb 
rechtfertigt man, trotz aller Vorbehalte und Bedenken, 
alles, was die gegenwärtige militärische Sicherheitspo-
litik im Köcher hat: ein klares Ja zum Militär, zur allge-
meinen Wehrpflicht – aus Gleichberechtigungsgrün-
den auch für Frauen. Der anstrebenswerte „Schutz vor 
Gewalt“ wird im Zweifel mit allen Mitteln der Gewalt 
zu erreichen versucht, auch mit Atomwaffen. Sogar ein 
„präemptiver“ Militäreinsatz (im Klartext: ein Angriffs-
krieg) könne angesichts der immer kürzeren Vorwarn-
zeiten vertretbar sein. Würde Jesus diese militärfreund-
liche Denkschrift zu lesen bekommen, müsste er wohl, 
wie einst über Jerusalem, nun über EKD weinen und 
sagen: „Wenn doch auch du an diesem Tag erkennen 
würdest, was zum Frieden dient!“ (Lukas-Evangelium, 
Kap. 19,41ff.). Entgegen vorheriger Zusage des EKD-
Friedensbeauftragten wurden pazifistische Christen 
nicht an der Erarbeitung der Friedensdenkschrift betei-
ligt. So setzte sich die Redaktion schlussendlich aus mi-
litärbefürwortenden und indifferenten Personen zu-

Ein Kommentar zur EKD-Friedensdenkschrift 2025

sammen, was sich im Ergebnis deutlich niederschlägt. 
Die von der Ratsvorsitzenden erhoffte Urteilsfähigkeit 
kann mit einer so einseitigen Stellungnahme kaum ge-
fördert werden. 

Da auch die Deutsche Bischofskonferenz wie die EKD 
eine militärbejahende Position vertritt, haben sich über 
fünfzig evangelische, katholische und freikirchliche 
Friedensengagierte entschlossen, eine durch die bibli-
sche Friedensbotschaft inspirierte ökumenische Frie-
densschrift zu erarbeiten und so den friedensethischen 
Diskurs zu weiten. 

https://www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/denkschrift-
welt-in-unordnung-EVA-2025.pdf 

Dr. phil. Theodor Ziegler ist DFG-VK-Mitglied und Mit-
initiator von Sicherheit neu denken.

Titel der EKD-Denkschrift – die gra,sche Verwandt-
schaft  mit der Bundeswehrwerbung fällt ins Auge.  
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In Karlsruhe kennen viele Menschen den Fritz-Haber-
Weg im Karlsruher Institut für Technologie, dem KIT, 
oder den Clara-Immerwahr-Haber-Platz im Stadtteil 
Südost.  Das KIT entstand im Jahr 2009 durch den Zu-
sammenschluss der Universität Karlsruhe (TH) und des 
(Atom-)Forschungszentrums Karlsruhe.  Fritz Haber 
lehrte ab 1898 mehrere Jahre an der Technischen 
Hochschule Karlsruhe. Manche kennen auch die Wür-
digung von Haber mit dem Chemie-Nobelpreis für die 
Ammoniak-Synthese 1919.

Weniger bekannt ist, dass Fritz Haber als Leiter der 
chemischen Kriegsführung im Ersten Weltkrieg in Berlin 
tätig war. Zu dem von Bayer und BASF gelieferten Sor-
timent giftiger Substanzen an das Institut von Haber 
gehörte auch das tödlich wirkende Chlorgas. Als Ab-
fallprodukt ist es in beiden Fabriken in enormen Men-
gen sofort verfügbar – ideale Voraussetzungen für den 
Kriegseinsatz in großem Stil. Fritz Haber zieht das Gas 
auf Stahlflaschen und bringt eine Methode zur Reife, es 
als Kampfstoff im offenen Gelände „wirkungsvoll“ ein-
zusetzen. In der Zweiten Flandernschlacht werden in 
der Nähe des Städtchens Ypern im Westen Belgiens 
erstmals 150 Tonnen Chlor nach der Haber‘schen Me-
thode „abgeblasen“. 

„Am 22. April 1915 weht ein leichter Wind von 
Nord-Nord-Ost. Bei Sonnenuntergang öffnen 
deutsche Pioniere fünf Minuten lang die Ventile 
von sechstausend Stahlzylindern. Eine Wolke 
von ähnlich gelbgrüner Farbe wie Uran treibt 
auf einer Breite von sechs Kilometern auf die 
Stellungen der Alliierten zu, die sich im 
Schlamm des Marschlands eingegraben haben. 
Was kein voranstürmender Soldat, kein Bom-
bensplitter und keine Gewehrkugel schafft, ge-
lingt dem Gas mühelos. Es ist schwerer als Luft 
und sinkt (…).“

„In Panik flüchten sie vor der todbringenden 
Wolke, verstehen nicht, was gerade mit ihnen 
geschieht, kämpfen gegen den Hustenreiz an, 
atmen daher noch mehr Chlorgas ein, das ihre 
Lungen verbrennt. In Todesangst stopfen sie sich 
ihre Hemdsärmel in den Mund, graben mit den 
Händen Löcher in die Erde, um kurz vor dem 
Ersticken noch ihre brennenden Gesichter im 
Morast zu kühlen und vor dem gelbgrünen Ne-
bel zu verbergen.“ 

(zitiert aus Richard Rhodes: Die Atombombe 
oder die Geschichte des 8. Schöpfungstages. 
Greno, Nördlingen 1988) 

Nach diesem schnellen, in seiner Mühelosigkeit uner-
warteten Frontdurchbruch, der 5000 alliierte Soldaten 
das Leben kostete und 10 000 Schwerverletzte hinter-
ließ, ist Fritz Habers Institut in Berlin-Dahlem das un-
angefochtene Logistikzentrum der chemischen Kriegs-
führung. 

Nach diesem Angriff am 2. Mai 1915 erschoss sich die 
promovierte Chemikerin und Ehefrau von Fritz Haber, 
Clara Immerwahr, mit seiner Dienstwaffe. 

Und genau zu diesem Zeitpunkt kommt auch Otto 
Hahn, nachdem in Karlsruhe wie in vielen anderen 
Städten ein Gymnasium benannt ist, ins Kriegsspiel. 
Zunächst baldowert er als „Gaspionier“ in der Cham-
pagne das Gelände für neue chemische Angriffe aus. 
Das Regiment wird von Haber persönlich geleitet, der 
den anfangs offenbar skeptischen Hahn mit dem Ar-
gument auf Vordermann bringt, die chemischen Waf-
fen würden den Krieg schneller beenden und daher ef-
fektiv Menschenleben retten. Was der joviale Hahn sich 
als Philosophie zu eigen macht, sodass er später 
durchaus mit Überzeugung die Soldaten an den Stahl-
zylindern ausbildet und selbst Gasangriffe an der Ost-
front leitet. 

Fritz Haber arbeitet rund um die Uhr, denn die Rüs-
tungsspirale schraubt sich bereits hoch. Den alliierten 
Soldaten steht schon bald eine primitive, aber wirksa-
me Gasmaske gegen Chlor zur Verfügung. Deshalb 
will Haber einen Reizstoff finden, der durch Gummi 
und Leder dringt und den Feind dazu zwingt, sich die 
Maske vom Gesicht zu reißen, um dann, ungeschützt, 
von der zweiten Welle eines tödlichen Gases überwäl-
tigt zu werden. Die Gase werden später Grünkreuz 
und Blaukreuz, im gemeinsamen Einsatz sinnigerweise 
Buntkreuz genannt (= Phosgen). 

Im Juni 1915 ist auch Gaspionier Otto Hahn am Rand 
eines niedergebrannten polnischen Dorfes „im Felde“.  
Er setzt als Leiter der tödlichen Aktion bei günstigem 
Wind Phosgen ein. Es ist zehnmal giftiger als Chlor, 
riecht aber süßlich-faul wie feuchtes Heu. Erstmals wird 
Hahn Zeuge eines Gasangriffs, der unter seiner Lei-
tung stattfindet: „Es fiel kein Schuss … Der Angriff wur-
de ein voller Erfolg. Die Front konnte um mehrere Kilo-
meter vorverlegt werden.“ Doch als die Wolke verweht 
ist, sieht er auf dem gewonnenen Terrain die Leichen 
der vergifteten Russen liegen und erlebt unmittelbar 
die Qual der zum Sterben Verdammten. Was ihn zu 
einer spontanen Hilfsaktion mit den eigenen Rettungs-
geräten bewegt, die das Atmen erleichtern. Aber aus 
den Vergasten lassen sich keine Kriegsgefangenen 
mehr machen. Vermutlich schöpften sie beim heran-

Zwei Kriegsverbrecher des Ersten Weltkrieges mit Nobelpreis
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wehenden „Heugeruch“ keinen Verdacht. „Ich war da-
mals tief beschämt und innerlich sehr erregt, denn 
schließlich hatte ich doch selbst diese Tragödie mit aus-
gelöst“ (Otto Hahn: Mein Leben. Bruckmann, Mün-
chen 1988. S. 120). 

Im Frühjahr 1916 wird Hahn bei Bayer in Leverkusen 
mit der heiklen Aufgabe betraut, gekühltes, flüssiges 
Phosgen per Hand in Granaten abzufüllen, wobei er 
zum Schutz seiner Lungen eine spezielle Atemtechnik 
entwickelt. Offenbar ist die Bestürzung über die „im 
Felde“ erlebte Phosgenwirkung dann doch schnell der 
Kriegsroutine gewichen, denn noch immer bereitet er 
an der Front Gaseinsätze mit Phosgen vor und leitet 
diese. 

Nach dem verlorenen Krieg wird Fritz Haber nervös 
und taucht eine Zeit lang unter. Er fürchtet ein Kriegs-
verbrechertribunal der Siegermächte gegen ihn als 
Hauptverantwortlichen für die chemische Kriegsfüh-
rung. Und ein anderes Urteil als den Tod könne er ja 
wohl kaum erwarten, vertraut er Hahn an. Der erzählt, 
der Flüchtige habe sich einen Vollbart wachsen lassen, 
um nicht sofort erkannt zu werden. Doch nichts ge-
schieht. Weder Haber noch Hahn werden wegen Ver-
letzung der Haager Kriegskonventionen zur Rechen-
schaft gezogen. Im Gegenteil: Von einer internationa-
len Ächtung Habers kann überhaupt keine Rede sein. 
Denn unmittelbar nach dem Krieg wird ihm für die 
Ammoniak-Synthese der Chemie-Nobelpreis verlie-
hen. Haber bleibt überzeugt, einen großartigen Bei-
trag zur Humanisierung der Kriegsführung geleistet zu 
haben, und schwärmt weiter von der überragenden Ef-
fizienz des Gaseinsatzes im Vergleich zu Kanonenku-
geln und Gewehrpatronen. 1919 wird Haber zum 
„Reichskommissar für Schädlingsbekämpfung“ er-
nannt. Er setzt Verfahren und Entwicklungen in Gang, 
die zu einem Vergasungsmittel für Nagetiere und Un-
geziefer mit dem Namen „Zyklon B“ führen sollten.

Otto Hahn und Lise Meitner arbeiten ursprünglich im 
Kaiser-Wilhelm-Institut in der Abteilung für radioaktive 
Forschung. Angeregt durch seine Phosgen-Erfahrung 
kommt Hahn auf die naheliegende Idee, auch radio-
aktive Substanzen in der Waffentechnik nutzbar zu ma-
chen. Eine Anwendung von Radium und Mesothor hat 
er sich selbst ausgedacht. Fern von Materialien und 
Apparaten, beauftragt er Lise Meitner per Feldpost, 
sich um die Entwicklung einer radioaktiven Leuchtmas-
se zu kümmern. Sie soll auf die Zielvisiere von Geweh-
ren gestrichen werden, damit die deutschen Soldaten 
auch noch nachts schießen können – so Hahns Über-
legung. 

Was er dann am 17. Dezember 1938 zusammen mit 
Fritz Straßmann auf seinen Versuchstisch in Berlin ent-
deckte und ihm durch die nach Schweden geflohene 
Jüdin Lise Meitner bestätigt wurde: Die Kernspaltung 
war in seiner Konsequenz einer Kettenreaktion auch ei-

nigen der damals lebenden Physiker, allen voran Leó 
Szilárd, sofort klar. Die Atombombe.

„Für seine Entdeckung der Spaltung schwerer Atom-
kerne“ wurde Otto Hahn im November 1945 mit dem 
Nobelpreis für Chemie ausgezeichnet. Lisa Meitner 
wurde bei der Preisvergabe übergangen. Da Otto 
Hahn im Dezember 1945 noch in England interniert 
war, wurde ihm der Preis erst im Dezember 1946 über-
reicht. Nach den Atombombenabwürfen auf Hiroshi-
ma und Nagasaki im August 1945 war Otto Hahn ein 
klarer Kritiker nuklearer Aufrüstung, setzte sich aber für 
die „friedliche“ Nutzung der Atomenergie ein. 

PS: Bilderstürmerei ist kein Umgang mit Geschichte: 
Aber bei jedem Namen einer Straße, eines Platzes, ei-
ner Schule müssen auch die negativen Seiten der je-
weiligen Person aufgeführt werden.

Harry Block ist seit Jahrzehnten in der Umwelt- und 
Friedensbewegung aktiv.

Fritz Haber, Quelle: Bundesarchiv, Bild 183-S13651_CC-BY-SA 3.0 
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Milzbrand – 
biologische Aufrüstung im Kalten Krieg
Milzbrand ist eine Tierkrankheit, die in vielen Ställen 
auf der Welt verbreitet ist. Eingekapselt in Sporen, die 
Wind, Wetter und Kälte viele Jahre trotzen können, ver-
ursacht Milzbrand auf der Haut und an den Augen 
großflächig schmerzhafte Entzündungen. Werden die 
winzigen Sporen eingeatmet oder mit der Nahrung 
aufgenommen, können sie zum Tod führen. Therapier-
bar ist Milzbrand nur durch Antibiotika, die in Kriegen 
aber oft nicht sofort verfügbar sind. Mit Milzbrandspo-
ren wurde in amerikanischen Militärlaboren wie dem 
USAMRIID (United States Army Medical Research Insti-
tute of Infectious Diseases) in Fort Detrick in Maryland 
experimentiert, und sie wurden in Freilandversuchen 
auf dem Dugway Proving Ground (siehe Wikipedia) in 
Utah getestet. 

Die deutsche Bundeswehr verfügt im Rahmen ihres B-
Schutzes über Dutzende von Krankheitserregern in 
Hochsicherheitslaboren im niedersächsischen Munster. 
Ihre Bestandsliste ist der Öffentlichkeit ebenso wenig 
zugänglich wie die ihrer US-Kollegen.  

Als Biowaffen gelten nahezu alle hoch potenten Krank-
heitserreger: Viren, Bakterien, Pilz- und andere natürli-
che Gifte, die dazu geeignet sind, Soldaten oder Kom-
battanten in kriegerischen Konflikten durch Tod oder 
Krankheit außer Gefecht zu setzen.

Biowaffen gibt es bereits seit dem Mittelalter, als Bela-
gerer von Burgen oder Städten Tierkadaver in Brunnen 
warfen oder Gifte in Lebensmitteln versteckten. Indige-
ne Bevölkerungen wurden in Nordamerika im 18. 
Jahrhundert mit Pockenviren verseucht.

Ein Problem für den Einsatz von Viren, Bakterien oder 
Toxinen in Kriegen ist ihre geringe Haltbarkeit. Vermut-
lich deshalb kamen sie bisher nur wenig zum Einsatz. 
Erst durch gentechnische Verfahren bei ihrer Herstel-
lung und Lagerung veränderte sich die Situation. 

Wie chemische Kampfstoffe gelten Biowaffen völker-
rechtlich als Massenvernichtungswaffen. Sie sind durch 
eine UN-Konvention von 1972 geächtet. Jahrzehnte-
lang waren sie aus dem Blickfeld der Weltöffentlichkeit 
verschwunden. Das änderte sich erst 2001, als in den 
USA Anschläge mit Milzbrandbakterien verübt wurden, 
und ab 2020 mit dem Aufkommen von Covid-19.

FRIEDENSBEWEGUNG
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Bei Milzbrand gab es zeitweise eine enge Zusammen-
arbeit zwischen dem USAMRIID und dem Bundesver-
teidigungsministerium. Auch die Sowjets experimen-
tierten in großem Maßstab in großem Maßstab mit An-
thrax und riskierten dabei Unfälle mit vielen Toten, wie 
ein Insider 1999 berichtete.1

Die Anfänge genmanipulierter Biowaffen
Bei Recherchen über Biowaffen in den USA war ich be-
reits 1991 einem Projekt begegnet, bei dem gentechni-
sche Verfahren zur Anwendung kamen. An der Univer-
sität Amherst in Massachusetts forschte ein Professor 
im Auftrag des Pentagon damals an genetisch verän-
dertem Milzbrand. In seinem Projekt wurde harmlosen 
Darmbakterien das Milzbrandtoxin eingebaut. Das Im-
munsystem des Menschen konnte die tödliche Gefahr 
im Organismus weder erkennen noch bekämpfen. 

Neben den USA dürften auch noch weitere Staaten ge-
netische Forschungs- und Rüstungsprogramme mit Vi-
ren und Bakterien verfolgen. Doch Erkenntnisse dar-
über sind schwer zu gewinnen. Der amerikanische Mi-
krobiologe Keith Yamamoto zählte bereits vor gut 30 
Jahren über 50 Projekte allein in den USA, die sich mit 
militärischer Anwendung von Biotechnologie beschäf-
tigten. Inzwischen dürfte sich diese Zahl vervielfacht 
haben.2

Covid-19 – entsprungen aus einem 
chinesischen Biowaffenlabor?
Nachdem es um das Thema Biowaffen jahrelang still 
geworden war, erlebte es 2020 eine Art Wiedergeburt, 
als sich Covid-19 in rasender Geschwindigkeit weltweit 
ausbreitete. Der ehemalige NATO-Generalsekretär 
Jens Stoltenberg kündigte an, das Verteidigungsbünd-
nis müsse angesichts der verheerenden Folgen der Co-
ronapandemie seine Biowaffenabwehr verstärken. Die 
Pandemie führe vor Augen, welche verheerenden Fol-
gen ein Einsatz von Biowaffen haben könne. Die NATO 
werde sich in Zukunft gegen solche möglichen Gefah-
ren besser wappnen.3

Schon bald tauchten Zweifel auf, ob die These, das 
Covid-Virus sei auf natürlichem Weg von Tieren auf 
Menschen übergesprungen und habe die Pandemie 
ausgelöst, zu halten war. Die chinesische Virologin Dr. 
Li-Meng Yan hatte dies Anfang 2015 bezweifelt und 
damit weltweit Aufsehen erregt. Sie behauptete, ein 
aus einem chinesischen Labor durch Schlamperei oder 
durch einen Unfall freigesetzter genetisch veränderter 
Krankheitserreger sei der Auslöser gewesen. Ihr an-
geblicher Beweis: Das untersuchte Virus habe biologi-
sche Merkmale aufgewiesen, die mit einem natürlichen 
Erreger unvereinbar seien. Als mutmaßlicher Ort der 
Freisetzung von SARS-CoV-2 galt das Institut für Virolo-
gie in Wuhan.

2  Charles Piller, Keith Yamamoto: Krieg der Gene - Das 
Militär und die Gentechnik, Rasch & Röhring, Hamburg 
1989.
3  Tagesschau, Das Erste vom 29.12.2020: NATO will 
Biowa1enabwehr verstärken, abgerufen am 2.1.2021.

1  „Ich hasste die Person, die ich war“, Interview mit Ken 
Alibek, in: Der Spiegel Nr. 15/1999.

Dort hatten Wissenschaftler unter anderem mit Viren 
experimentiert, die sie aus dem Blut von Fledermäusen 
und Marderhunden gewonnen hatten. Noch heute hal-
ten Mediziner auf der ganzen Welt eine natürliche Ur-
sache für die wahrscheinlichere. Ihr wird allerdings 
nicht nur von medizinischen Fachleuten widerspro-
chen, sondern auch von Nachrichtendiensten wie dem 
deutschen BND oder der amerikanischen CIA, die bei-
de mit 80- bis 95-prozentiger Wahrscheinlichkeit die 
Laborthese für richtig halten.4 Bei beiden Diensten lie-
gen entsprechende Studien mit Geheimvermerken un-
ter strengem Verschluss und sowohl die US-Regierun-
gen unter Biden und Trump als auch die deutschen un-
ter Merkel, Scholz und Merz weigern sich bis heute 
(Stand Ende 2025), sie zur Veröffentlichung freizuge-
ben. 

Ganz am Rande der Berichterstattung über die Labor-
these wurde erwähnt, dass das Staatliche Institut für Vi-
rologie in Wuhan auch Militärforschung betreibt. Und 
dass es sich bei den untersuchten SARS-CoV-2-Viren 
um eine Modifikation handelte, die so nur in einem 
Hochsicherheitslabor, wie sie von mehreren Staaten 
vom Militär unterhalten werden, entstehen konnte. Das 
würde bedeuten, dass militärische Zwecke in Verbin-
dung mit dieser Forschung zumindest nicht ausge-
schlossen werden können. Der frühere amerikanische 
stellvertretende Sicherheitsberater Matt Pottinger sagte 
damals: „Wir haben sehr starken Grund zu glauben, 
dass das chinesische Militär als geheim eingestufte 
Tierversuche in diesem gleichen Labor durchführte, 
mindestens seit 2017. Wir haben Grund zu glauben, 
dass es unter den Forschern, die im Institut für Virolo-
gie in Wuhan arbeiteten, im Herbst 2019 einen Aus-
bruch von grippeähnlichen Erkrankungen gab, kurz 
bevor die ersten dokumentierten Fälle ans Licht ka-
men.“5 „Wir haben Grund zu glauben“ – aber keine 
letztgültigen Beweise. 

Kein Wunder, dass die Studie von Li-Meng Yan auch im 
Westen reserviert und mit großer Skepsis aufgenom-
men wurde. Zum einen, weil es sich bei ihrer Arbeit nur 
um eine Vorstufe einer wissenschaftlichen Veröffentli-
chung handelte. Zum zweiten, weil sie zuerst in einer 
Publikation der umstrittenen amerikanischen Institution 
„Rule of Law Society“ erschienen ist6, gegründet von 
Steve Bannon, einem Vertrauten des US-Präsidenten 
Donald Trump in dessen erster Amtszeit. Wie so oft, 
wenn wissenschaftliche Überzeugungen – von politi-
schen Interessen gesteuert – in den Verdacht der Des-
information geraten, waren Li-Meng Yans Behauptun-
gen schnell aus dem Fokus der US- und der Weltöffent-
lichkeit verschwunden. Man darf gespannt sein, ob sie 
jemals wieder auftauchen und zu welchen Ergebnissen 
sie dann führen.

Wolfgang Landgraeber 

(geb. 1947) ist ein deutscher Fernsehjournalist, Autor 
und Filmemacher

6 Berichte darüber unter anderen im Hamburger 
Abendbla� online vom 17.9.2020, abgerufen am  
   16.7.2025.

5  Ma� Po�nger in „Face the Na�on“, Transkript vom 
21.2. 2021, bei Youtube abru�ar.

4  Georg Mascolo und Holger Stark: Das Geheimnis von 
Wuhan, in: Süddeutsche Zeitung vom 12.2.2025.
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kopter, Panzer und Kriegsschiffe sowie der Rüstungsex-
portgenehmigungen  der Bundesregierung durch die 
Decke gehen, fehlt das Geld dort, wo es tatsächlich am 
dringendsten benötigt wird: zur Bekämpfung der dra-
matisch voranschreitenden Klimakatastrophe, des 
weltweiten Hungers, der Bildung aller Menschen, in 
den Bereichen Pflege und Gesundheit – sprich, zur Lö-
sung der wahren Menschheitsprobleme.

Seit 2025: Desaströse Militär- und Rüstungspo-
litik der Großen Koalition

Die Ampelkoalition von SPD, Bündnisgrünen und FDP 
hatte von 2021 bis 2024 den Grundstock für das heu-
tige Rüstungsexportdesaster gelegt. Das geplante Rüs-
tungsexportkontrollgesetz kam nicht zustande. Waffen-
exporte stiegen in bislang nie gekannte Höhen. 

Noch im Wahlkampf hatte Friedrich Merz (CDU/CSU) 
sein Mantra verkündet: „Ich schließe eine Zustimmung 
meiner Fraktion zu einer Aufweichung der Schulden-
bremse heute von dieser Stelle erneut aus.“ Mit der 
Bundestagswahl im Februar 2025 entpuppte sich Mer-
zens Zielvorgabe in der Ära der „Zeitenwende“ als 
Wahllüge ohnegleichen. Heute gilt „Whatever it takes“ 
für Militär und Rüstung. Mit dem Ziel, Deutschland 
„kriegstüchtig“ zu machen, so SPD-Verteidigungsmi-
nister Boris Pistorius.

Im März stimmten die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN und sogar der beiden Bun-
desländer mit Linken-Beteiligung dem „Sondervermö-
gen“ für die Bundeswehr in Höhe von 500 Milliarden 
Euro zu. Weitere 500 Milliarden sollen für Infrastruk-
turmaßnahmen ausgegeben werden. 

Jubel an den Börsen, FOCUS-MONEY empfahl: „So 
machen Sie Ihr Depot wehrtüchtig“. Beworben wurden 
„die besten Aktien für Wiederaufbau und Rüstung“, 
sprich, die der Profiteure der Kriege in der Ukraine und 
anderswo.

Weitere Aufweichung der Rüstungsexportre-
striktionen

Die Große Koalition unter Führung des Kanzlers Merz 
und seines sozialdemokratischen Vize Lars Klingbeil 
verabschiedete für die Legislaturperiode bis 2029 ei-
nen Koalitionsvertrag. Dieser öffnet – mehr denn je – 
Tür und Tor für Waffenbeschaffungen und weltweite 
Rüstungsexporte. Die Regierungskoalition beschleunigt 
Verfahren zu Exportgenehmigungen. In der EU soll 
eine weitere „Harmonisierung“ der Exportregeln ange-
strebt werden. Laut amnesty international ist dieser Ko-
alitionsvertrag „ein menschenrechtliches Armutszeug-
nis voller Doppelstandards“.

Weltweite Militarisierung und Hochrüstung in 
nie gekanntem Ausmaß

Im April 2025 meldete das Stockholm International 
Peace Research Institute (SIPRI), dass die weltweiten Mi-
litärausgaben „zum zehnten Mal in Folge gestiegen“ 
waren. Zusammen wendeten alle Staaten rund 2,72 
Billionen US-Dollar – etwa 2,38 Billionen Euro – für 
Militär auf. Dies waren 9,4 Prozent mehr als im Vor-
jahr, was den „größten Anstieg von einem aufs nächste 
Jahr seit dem Ende des Kalten Krieges“ bedeutete. Die 
Rüstungsausgaben Deutschlands seien sogar „um 
mehr als ein Viertel nach oben geschnellt“.

Ende 2025 schockte SIPRI erneut all diejenigen Men-
schen, die auf Abrüstung und Frieden gehofft hatten. 
Beim aktuellen Ranking der Top-100-Konzerne doku-
mentierte SIPRI ein Volumen von 679 Milliarden US-
Dollar für Rüstungsausgaben für 2024 – 5,9 Prozent 
mehr als im Jahr zuvor. 

Unter den Top Ten der Rüstungsgiganten befinden sich 
sechs (!) Konzerne aus den USA, zwei aus China, einer 
aus Großbritannien und einer aus Russland. Vor allem 
mit Waffen der Industriestaaten werden zurzeit mehr 
als 25 Kriege geführt. Die bekanntesten sind die Russ-
lands in der Ukraine (mit massiver Waffenhilfe der 
NATO) und Israels in Gaza.

Die Einnahmen wurden und werden neben Waffenbe-
schaffungen im eigenen Land maßgeblich durch Rüs-
tungsexporte erzielt, sei es an EU-, NATO- und NATO-
assoziierte Staaten sowie an Militärs in sogenannten 
„Drittländern“ (außerhalb dieser Bündnisse). Waffen-
transfers in Krisen- und Kriegsgebiete führen zum Tod 
Hunderttausender Menschen und zur Zerstörung riesi-
ger Landstriche. Weite Teile Afghanistans, Libyens, der 
Ostukraine, Gazas und vieler anderer mehr sind auf 
Jahrzehnte hinaus durch Bombardierungen sowie 
durch Landminen und Streumunition belastet.

Gerade deutsche Kriegsprofiteure verzeichnen gemäß 
dem SIPRI in dystopalen Zeiten extrem hohe Einnah-
men durch Rüstungsproduktion und -exporte, allen 
voran die Rheinmetall AG. Aufgrund der „Revenues“ 
stieg die Düsseldorfer Waffenschmiede im SIPRI-Ran-
king von Platz 26 (2023) auf Platz 20 (2024) mit einer 
Einnahmesteigerung von + 46,6 %. Unter den TOP 
100 folgen ThyssenKrupp (63 > 61, + 12,3 %), Hen-
soldt (70 > 62, + 17,9 %) und Diehl Defence (80 > 
67, + 52,9 %). Zudem rangiert der britisch-deutsche 
Kampfflugzeughersteller Airbus auf Platz 12.

Allein meine eine Rheinmetall-Aktie – die ich als Kriti-
scher Aktionär noch vor dem Krieg in der Ukraine für 
rund 80,- Euro erworben habe – ist inzwischen rund 
1900,- Euro wert (Stand Januar 2026). Doch während 
die Aktienkurse vieler Rüstungsgiganten dank der Mil-
liardenaufträge für neue Kampfflugzeuge, Militärheli-
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